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zwangsſyndiliate. 


Am 1. Oktober dieſes Jahres gehen die 


können den Sieg des Syndikatsgedankens im 


Verträge der Kohlenſyndikate in Rheinland⸗ jallgemeinen nicht mehr aufhalten. Ein Beweis 


Weſtfalen zu Ende. Es iſt bekannt, daß zwiſchen 
den Beteiligten eine große Reihe von Differenzen 
beſteht. Und wenn man nach den bisherigen 
Erfahrungen wohl annehmen darf, daß die 
Meinungsverſchiedenheiten ſchließlich in letzter 
Stunde beigelegt werden, ſo iſt doch immerhin 
die Möglichkeit, daß eine ſolche Einigung nicht 
erfolgt, nicht außer acht zu laſſen. Kaum 
irgendein deutſches Syndikat iſt ſo vielfach an⸗ 
gefeindet worden, als das Rheiniſch-weſtfäliſche 
Kohlenſyndikat nebſt ſeinen Filialkartellen. Als 
es Anfang der achtziger Jahre ins Leben ge⸗ 
rufen wurde, wirklich als ein Kind der Not, 
das der gefährlichen Schleuderwirtſchaft mit un⸗ 
ſeren koſtbarſten Bodenſchätzen ein Ende ſetzen 
ſollte, da war die allgemeine Ueberzeugung in 
Deutſchland den Syndikaten noch grundſätzlich 
abgeneigt. In der Zeit ſeines Beſtehens hat 
ſich die ganze inſtinktive Abneigung gegen den 
wirtſchaftlichen Zwang, die vielfach auch heute 
noch in Deutſchland beſteht, in den Angriffen 
auf dieſes Syndikat konzentriert. Ich will heute 
nicht unterſuchen, inwieweit die Geſchäftsführung 
der Leiter des Kohlenkartells zu berechtigten 
Kritiken Anlaß gegeben hat. Dagegen kann 
heute mit auch nur einem Anſchein von Recht 
nicht mehr die Notwendigkeit des Syndikats an 
ſich geleugnet werden. An die Stelle der früher 
herrſchenden Anarchie iſt Ordnung getreten, und 
die Mängel, die im einzelnen vorhanden ge⸗ 
weſen ſind oder noch vorhanden ſein mögen, 


dafür, wie bedenklich eine ſyndikatsloſe Zeit im 
Kohlengewerbe auch den Staatsbehörden er⸗ 
ſcheint, iſt die neueſte Bundesratsverordnung, 
die für den Fall, daß eine freiwillige Einigung 
unter den Grubenbeſitzern bis zum 1. Oktober 
nicht zuſtande kommt, die Bildung von Zwangs. 
ſyndikaten geſtattet. Dabei ift allerdings zu be⸗ 
rückſichtigen, daß infolge ſeines eigenen umfang⸗ 
reichen Bergbeſitzes insbeſondere der preußiſche 
Fiskus im höchſten Maße an einer Regelung 
der Kohlenpreiſe, alfo am Vorhandenſein eines 
Syndikates der privaten Bergwerkseigentümer 
intereſſiert ift Allein es läßt ſich doch nicht 
leugnen, daß trotz dieſer privatwirtſchaftlichen 
Intereſſiertheit des Staates er mit dem Wunſch, 
unter allen Umſtänden ein Kohlenſyndikat 
erhalten zu ſehen, das höhere Intereſſen gegen⸗ 
über denjenigen vertritt, die auch heute noch die 
freie Konkurrenz als die beſte, ja als die ein⸗ 
zige mögliche Form wirtſchaftlicher Betätigung 
feiern. 

In ſeiner Verordnungermächtigt der Bundes⸗ 
rat die Landeszentralbehörden der einzelnen 
Bundesſtaaten, die Beſitzer von Steinkohlenberg⸗ 
werken und Braunkohlenbergwerken allgemein 
oder für beſtimmte Bezirke oder für eine be⸗ 
ſtimmte Art von Bergwerkserzeugniſſen ohne 
ihre Zuſtimmung zu Geſellſchaften zu vereinigen, 
denen die Regelung der Förderung ſowie der 
Abſatz der Bergwerkserzeugniſſe der Geſellſchafter 
obliegt. Die Satzung dieſer Geſellſchaften fol 


l. r. 


von der Landeszentralbehörde erlaſſen werden. 
Die einzelnen Geſellſchafter ſind verpflichtet, vom 
Geſchäftsbeginne der Geſellſchaft ab ihre Berg⸗ 
werkserzeugniſſe der Geſellſchaft zum Zwecke des 
Abſatzes zu überlaſſen. Vom Augenblick der 
Gründung ab ſind hierin Ausnahmen nur ſoweit 
zuläſſig, wie ſie der Geſellſchaftsvertrag erlaubt. 
Verträge zwiſchen den einzelnen Geſellſchaftern 
und Dritten auf Lieferung von Bergwerkserzeug⸗ 
niſſen behalten nur inſoweit Gültigkeit, als es 
ſich nicht um Händlerverträge, ſondern um Ver⸗ 
träge als Selbſtverbraucher handelt. Dieſe 
Selbſtverbraucher müſſen ſich verpflichtet haben, 
nicht ohne Zuſtimmung des Zwangsſyndikats 
die vom Syndikat erworbenen Erzeugniſſe weiter 
zu veräußern. Außerdem iſt die Landeszentral⸗ 
behörde berechtigt, die Verträge für nichtig zu 
erklären, wenn ſie innerhalb einer von ihr zu 
bezeichnenden Friſt von längſtens ſechs Monaten 
vor dem Geſchäftsbeginn des Zwangsſyndikats 
geſchloſſen ſind. Von dieſem Zwang ſind ledig⸗ 
lich die ſtaatlichen Bergwerke ausgenommen, die 
im übrigen aber ſich dem Zwangsſyndikat an⸗ 
ſchließen werden und abgeſehen von Selbſt⸗ 
verbrauch des Reiches und der Bundesſtaaten 
keinerlei Vorzüge genießen. Abgeſehen davon, 
daß der Staat bei der erſtmaligen Feſtſetzung 
der allgemeinen Verkaufspreiſe (Höchſtpreiſe) zu⸗ 
ſtimmen muß und daß ihm bei dieſer erſtmaligen 
Feſtſetzung das Recht der Ermäßigung der be⸗ 
ſchloſſenen Höchſtpreiſe zuſteht, übt die Landes⸗ 
zentralbehörde die unbedingte Aufſicht über das 
von ihr gebildete Zwangsſyndikat aus. Sie iſt 
befugt, an den Verſammlungen der Geſellſchafts⸗ 
organe durch einen Vertreter mit beratender 
Stimme teilzunehmen. Dieſer Vertreter kann 
Beſchlüſſe wegen Verletzung der Geſetze, der 
Satzung oder öffentlicher Intereſſen beanſtanden. 
Ueber etwaige Beſchwerden entſcheidet die Landes⸗ 
zentralbehörde, jedoch muß die Ausführung der 
beanſtandeten Beſchlüſſe ſo lange unterbleiben, 
als nicht die Landeszentralbehörde die Bean⸗ 
ſtandung für unberechtigt erklärt hat. Für den 
Fall, daß der Vertreter der Regierung Beſchlüſſe 
der Geſellſchaftsorgane wegen Verletzung öffent⸗ 
licher Intereſſen beanſtandet und irgendein Ge⸗ 
ſellſchaftsorgan ſich über dieſe Beanſtandung 
beſchwert hat, iſt die Landeszentralbehörde ver⸗ 
pflichtet, vor ihrer Entſcheidung über dieſe Be⸗ 


291 


ſchwerden einen Beirat zu hören, der aus Ver⸗ 
tretern des Bergbaues, des Kohlenhandels, der 
Induſtrie, der Landwirtſchaft, der Städte und 
der Eiſenbahnverwaltung beſteht; die Mit⸗ 
glieder dieſes Beirates beruft die Landeszentral⸗ 
behörde. 


Derartige Zwangsſyndikate ſollen nun nicht 
etwa ohne weiteres eingeführt werden. Viel⸗ 
mehr wird von der Ermächtigung des Bundes⸗ 
rates nur Gebrauch gemacht werden, wenn nicht 
innerhalb einer von den Behörden noch zu be- 
ſtimmenden Friſt von Bergwerksbeſitzern, deren 
Förderung nach amtlichen Fördernachweiſen 
mehr als 97 v. H. der Geſamtförderung des in 
Betracht kommenden Bezirkes ausmacht, ein 
Privatſyndikat gegründet wird. Vorausſetzung 
iſt, daß die Landeszentralbehörden durch den 
Syndikatsvertrag die öffentlichen Intereſſen für 
gewahrt erachten. Man darf, nachdem nunmehr 
der Staat in dieſer Weiſe eingegriffen hat, wohl 
erwarten, daß die Grubenbeſitzer es vorziehen 
werden, ſich freiwillig zu einigen, weil ja natür⸗ 
lich ein privater Kartellvertrag ihren ſpeziellen 
Intereſſen noch mehr Spielraum laſſen wird 
als ein vom Staate aufgezwungener, deſſen 
einzelne Beſtimmungen durchaus der Feſtſetzung 
durch den Staat unterliegen. 


Es war vorauszuſehen, daß gegen ein 
ſolches Eingreifen des Staates vor allem der 
Einwand erhoben werden würde, daß es be- 
denklich ſei, auf dem Wege der Kriegsverord⸗ 
nung plötzlich eine Materie regeln zu wollen, 
deren Regelung in langen Friedenszeiten erheb⸗ 
lichen Schwierigkeiten begegnet iſt. Allein ich 
glaube, daß dieſer Einwand nicht ſtichhaltig ift. 
Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß, wie die 
Dinge ſich nun einmal bei uns entwickelt haben, 
das Kohlenſyndikat die Grundlage unſerer Wirt⸗ 
ſchaft bildet. Wir hoffen alle zuverſichtlich, daß 
bis zum 1. Oktober dieſer furchtbare Krieg ſein 
Ende gefunden haben wird. Aber ſelbſt wenn 
dieſe Vorausſetzung zutrifft, ſo würde gerade im 
Anſchluß an dieſen Krieg eine ſyndikatsloſe Zeit, 
die Unordnung in unſere Wirtſchaft bringen 
müßte, recht wenig erfreulich ſein. Denn es 
wird dann ſo viel ſchwierige Probleme zu löſen 
geben, und die Neuorientierung unſerer Wirt⸗ 
ſchaft, das Zurückfinden von den Ausnahmezu⸗ 


zeit wird fo viel Umſicht, Beſonnenheit, Tatkraft 
und vor allem Ruhe erfordern, daß wir irgend— 
welche Störung des Wirtſchaftslebens gerade 
in dieſer Uebergangszeit nicht brauchen können. 
Infolgedeſſen iſt es durchaus zu begrüßen, daß 
unſere Reichsbehörden den Mut gehabt haben, 
mit feſter Hand zuzugreifen. Es blieb ja nun⸗ 
mehr den Bergwerksbeſitzern immer noch unbe- 
nommen, ſich zu einigen und ihre Intereſſen 
nach Möglichkeit zu wahren. Aber andererſeits 
iſt eben dafür geſorgt worden, daß dieſe privaten 
Intereſſen der Grubenbeſitzer nicht das Geſamt⸗ 
intereſſe des Staates und der Volkswirtſchaft 
ſtören. 

Im Gegenſatz zu den in dieſen Kritiken 
niedergelegten Befürchtungen zeigt die Bundes⸗ 
ratsverordnung für die Zwangsſyndikate, wie 
reif dieſe Materie eigentlich iſt, über die man 
in Friedenszeiten ſo viel diskutiert hat. Die 
Regelung der Einzelheiten macht jetzt wirklich 
gar keine beſonderen Schwierigkeiten. Die Mit⸗ 
wirkung des Staates bei der Preisfeſtſetzung 
und die Aufſicht des Staates ift auf das aller⸗ 
einſachſte geregelt und eigentlich genau in der 
Weiſe, wie es vielfach ſchon in der Preſſe und 
in der wiſſenſchaftlichen Literatur vorher ge- 
fordert worden iſt. Beſonders intereſſant nach 
der Richtung ſcheinen mir die Beſtimmungen 
zu ſein, die der Willkür in der Preisſeſtſetzung 
Grenzen ziehen. So bedürfen z. B. Anträge auf 
Erhöhung der feſtgeſetzten Verkaufspreiſe zur 
Annahme der Zuſtimmung von mehr als 70% 
aller Stimmen. Außerdem aber hat der Staat 
das Recht, eventuell eine Preisherabſetzung vor⸗ 
zunehmen, wenn Anträge auf Ermäßigung der 
feſtgeſetzten Verkaufspreiſe gegen eine Minder⸗ 
heit von mindeſtens 30 % aller Stimmen ab- 
gelehnt werden. Dieſe Beſtimmung iſt ſehr 
vernünftig, wenn mindeſtens 30 % der Gruben⸗ 
beſitzer ſelbſt für die Ermäßigung der Preiſe zu 
haben ſind, iſt doch ein deutlicher Beweis dafür 
erbracht, daß ein gewiſſes öffentliches Intereſſe 
für eine ſolche Ermäßigung vorhanden ſein muß. 
Hier ergibt ſich allerdings ein intereſſantes Pro⸗ 
blem. In der Regel werden gerade die ſchwächeren 
Werke am längſten mit Preisherabſetzung zögern, 
und ſich am ſtärkſten dagegen einſetzen, weil 
ihre Rentabilität am erſten durch Preisherab⸗ 
ſetzung bedroht iſt. Es mag ſehr wohl auch 
früher ſchon vorgekommen ſein, daß gerade die 
großen Werke bereit waren, mit den Preiſen 
herunterzugehen, während die wirtſchaftlich 
ſchwächer geſtellten opponierten. Der Natur 
der Sache nach ift es ja wohl ſelbſtverſtändlich, 


daß dieſe opponierenden Werke in ſolchem Fall 
ja ſchließlich immerhin einen erheblichen Teil 
der großen Werke auf ihre Seite bringen, die 
ja auch höhere Gewinne gern mitnehmen. 
Immerhin war dadurch innerhalb des Syndi⸗ 
kates den ſchwächeren Werken eine gewiſſe Ein⸗ 
flußnahme geſichert. Dadurch konnte hie und 
da eine Schattenſeite der Syndikate beſonders 
in die Erſcheinung treten, auf die ja in den 
wiſſenſchaftlichen Kritiken immer und immer 
wieder hingewieſen worden iſt. Die Organi⸗ 
ſationsform des Kartells hat eben die Eigen⸗ 
tümlichkeit, daß ſie den ſchwächeren Mitgliedern 
Rechnung trägt und deshalb in der Preis⸗ 
geſtaltung immer eher eine ſteigernde als eine 
mäßigendere Tendenz einnimmt. Dadurch, daß 
der Staat die Möglichkeit bekommt, bei einer 
Minderheit von mindeſtens 30% Anträgen auf 
Ermäßigung der Kohlenpreiſe von ſich aus nach⸗ 
zugeben, richtet ſich die Tendenz der Zwangs⸗ 
ſyndikate, im Sinne der Bundesratsverordnung 
ganz beſonders gegen die kleinen Werke. Deren 
Stellung wird gegenüber den Großen auf die 
Weiſe noch mehr erſchwert. Das mag vom 
Standpunkt dieſer kleinen bedauerlich ſein. Im 
Allgemeinintereſſe aber iſt es ſicherlich gelegen, 
daß die ihrer ganzen Natur nach preistreiben⸗ 
den Elemente in ihrer Wirkſamkeit etwas aus⸗ 
geſchaltet werden. Natürlich wird das letzten 
Endes die weitere Konzentration des Bergbaus 
zur Folge haben. Bisher ſchon iſt ja gerade 
im Kohlenbergbau die Konzentration ſehr weit 
gediehen und man hat, ganz mit Recht, davon 
geſprochen, daß das Kohlenſyndikat heute ſchon 
bis zu einem gewiſſen Grade eine Kartellierung 
verſchiedener Truſts iſt. Man hat davon für 
die Zukunft ſchwere Schäden befürchtet. Dieſe 
Schäden würden nun allerdings nicht in die 
Erſcheinung treten können, wenn der Staat die 
Hand auf den Kartellen behält. 

Nun ſind ja aber, wie geſagt, dieſe Be- 
ſtimmungen alle nur für den Fall erlaſſen, daß 
die Grubenherren ſich nicht bis ſpäteſtens zum 
Oktober über die Verlängerung des jetzigen 
Kartellvertrages oder die Schließung eines neuen 
privaten Kartellvertrages einigen. Wie ich oben 
ſchon andeutete, ſcheint es ziemlich ſicher, daß 
unter dem Druck der Bundesratsverordnung 
eine ſolche Einigung erfolgt. Man könnte daher 
meinen, daß alles, was man über die Bundes⸗ 
ratsverordnung und ihre Konſequenzen ſagt, 
ziemlich müßig ſei, weil ſie ja eben nicht in 
Kraft treten wird. Dem iſt jedoch nicht ſo. 
Der Artikel III der Bundesratsverordnung, der 


den Fall der Gründung eines neuen Privat- 
ſyndikats vorſieht, hat nämlich eine intereſſante 
Beſtimmung. Er lautet wörtlich: „Von der Er⸗ 
mächtigung des Artikels I ift kein Gebrauch zu 
machen, wenn innerhalb einer durch die Landes- 
zentralbehörde zu beſtimmenden Friſt von Berg⸗ 
werksbeſitzern, deren Förderung nach amtlichen 
Fördernachweiſungen mehr als 97% der Ge— 
ſamtförderung des in Betracht kommenden Be⸗ 
zirkes ausmacht, eine Vereinigung zu den im 
Artikel! bezeichneten Zwecken durch Vertrag ge- 
bildet wird und die Landes zentralbehörde 
durch den geſchloſſenen Vertrag die öffent⸗ 
lichen Intereſſen für gewahrt erachtet.“ 
Durch den letzten Satz hat nun die Zentral⸗ 
behörde die Möglichkeit, durch Zwang all das⸗ 
jenige in das Syndikatsſtatut hineinzubekommen, 
was ſie will. Sie iſt alſo durchaus berechtigt 
zu erklären, daß die öffentlichen Intereſſen nur 
dann durch den Syndikatsvertrag genügend ge— 
wahrt ſind, wenn dem Staat das Aufſichtsrecht 
und das Mitbeſtimmungsrecht bei der Feſt⸗ 
ſetzung der Preiſe ſowie auch die Entſendung 
eines Vertreters in die Geſellſchaftsverſammlung 
geſtattet wird. Auf dieſe Weiſe kann z. B. das 
preußifche Handelsminiſterium alle diejenigen 
einzelnen Beſtimmungen in den neuen Kartell- 
vertrag hineinzwingen, die ſonſt nur für die 
Zwangsſyndikate gelten ſollten, die auf Grund 
der jetzigen Bundesratsverordnung errichtet 
würden. In Wirklichkeit bietet mithin die 
Bundesratsverordnung die Handhabe, die Kartell⸗ 
aufſicht durch den Staat und die Mitbeſtimmung 
des Staates bei der Feſtſetzung der Preiſe ohne 
weiteres einzuführen. Wie man ja weiß, bilden 
gerade dieſe Beſtimmungen die Hauptforderung 
aller derjenigen, die ein Kartellgeſetz befürwortet 
haben. Lang und breit und viele Jahre hin- 
durch iſt über dieſe Frage geſtritten worden. 
Und nun bietet ſich hier die Möglichkeit, den 
Streit kurzerhand und ſo wie es die öffentlichen 
Inteveſſen ſchon lange gefordert hätten, zu be- 
enden. Es wäre ſehr zu wünſchen, wenn das 
preußiſche Handelsminiſterium ſowie die fiskali⸗ 
ſchen Vertreter etwa in Betracht kommender 
anderer Bundesſtaaten von dieſem Recht Ge— 
brauch machen. Theoretiſch beſteht ja zwar die 
Möglichkeit, daß der Reichstag, dem bei ſeinem 
Wiederzuſammentritt die Bundesratsverord— 
nungen vorgelegt werden müſſen, die Verordnung 
wieder aufhebt. Dann würde allerdings alles, 
was auf Grund dieſer Verordnung geſchehen iſt, 
ungeſetzlich fein, und unter Umſtänden könnte dann 


der Staat vor die Notwendigkeit geſtellt werden, 
ſeine Vertreter wieder zurückzuziehen und ſich 
ſeiner Machtbefugnis gegenüber den Kartellen 
wieder zu entäußern. Aber wie die Dinge liegen, 
glaubt doch niemand im Ernſt daran, daß der 
Reichstag gerade dieſe Bundesratsverordnung 
wieder rückgängig machen wird. Der Reichstag 
muß ſich natürlich vorbehalten, ſpäter einmal 
ein ausführliches Kartellgeſetz zu erlaſſen. Aber 
ſolange dieſes Kartellgeſetz nicht erlaſſen iſt, 
wird ſich ſicher jederzeit eine Mehrheit dafür 
finden, die die Beſtimmung gerade dieſer Bundes⸗ 
ratsverordnung mit beſonderer Freude begrüßt. 
Von dem vielen Guten, was dieſer Krieg für uns in 
wirtſchaftlicher Hinſicht, unbeſchadet all der 
ſchweren wirtſchaftlichen Nöte, gebracht hat, iſt 
meines Erachtens das beſte dieſe Bundesrats⸗ 
verordnung, die endlich zu einer Einflußnahme 
des Staates auf die Kartelle geführt hat. 

Zum Schluß möchte ich eine kleine Ausſtellung 
machen, die mir aber von prinzipieller Wichtig⸗ 
keit zu ſein ſcheint. Ich habe oben bereits er⸗ 
wähnt, daß die Landeszentralbehörde vor der 
Entſcheidung ihrer Beſchwerden gegen Annul— 
lierung von Beſchlüſſen, die gegen das öffent— 
liche Intereſſe verſtoßen, einen Beirat zu hören 
hat. Dieſer Beirat iſt, wie ich oben ebenfalls 
bereits erwähnte, aus Vertretern des Bergbaues, 
des Kohlenhandels, der Induſtrie, der Land- 
wirtſchaft, der Städte und der Eijenbahnver- 
waltung zuſammengeſetzt. Dieſe Zuſammen— 
ſetzung iſt durchaus zweckentſprechend. Nament⸗ 
lich iſt zu begrüßen, daß auch hier wieder die 
Vertreter der Städte grundſätzlich als Vertreter 
der Konſumenten angeſehen werden. Aber ich 
möchte, wie ich das bei ähnlichen Anläſſen ſchon 
wiederholt getan habe, auch hier wieder die 
Frage ſtellen: Weshalb ift hier die Preſſe ge- 
fliſſentlich übergangen? Die Angehörigen der 
Fachpreſſe, die berufsmäßig und täglich für ihr 
kritiſches Urteil die Intereſſen der verſchiedenen 
Erwerbsſtände gegen einander abzuwägen, 
das allgemeine öffentliche Intereſſe wahrzu— 
nehmen haben, würden ſicher am meiſten be- 
fähigt ſein, als wertvollſte Berater der ſtaat⸗ 
lichen Behörden zu funktionieren. Gerade der 
Krieg hat doch wirklich gezeigt, wie weſentlich 
auch in wirtſchaftlichen Dingen die Mitarbeit 
der Preſſe iſt. Man ſollte doch nun endlich den 
alten Zopf abſchneiden, demzufolge die Snter- 
eſſenten immer noch als die beiten Sachver— 
ſtändigen angeſehen werden. 
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Itatieniſche (Porträtftudien. 


Von Myſon. 


Die „Albertina“ in Wien beſitzt herrliche Nötel⸗ 
ſtiftzeichnungen von Lionardo und anderen großen 
italieniſchen Meiſtern der RNenaiſſance; es find 
darunter Porträtſtudien von einer Wucht der Gtrich- 
führung, einer Charakteriſierung der Dargeſtellten, 
die unſer höchſtes Staunen, unſere vollkommenſte 
Bewunderung hervorrufen! Das Palais am Ball⸗ 
hausplatz, der Sitz der Leitung der äußeren Politik 
der Habsburger Monarchie, bewahrt neuerdings in 
ſeinem Archiv eine Sammlung nicht minder bemer- 
kenswerter „Charakterköpfe“. Dieſe in Frage ſtehende 
Sammlung iſt allerdings erſt modernſten Urſprungs 
und iſt in einem roten Einband vereint; ich meine 
natürlich das „Rotbuch“, das die K. u. k. Re- 
gierung über die italieniſche Chantage nunmehr der 
Oeffentlichkeit übergeben hat. Es iſt eine feine Kollek⸗ 
tion von Aktenſtücken und Dokumenten geworden 
und hat nicht nur politiſchen ſondern pſychologiſchen 
Wert von nicht geringer Bedeutung. Es wird in ihr 
uns gewiſſermaßen ein Nachtrag zu des Niccolò 
Macchiavell „Principe“ gegeben. 

Allerdings zeigt dieſer Nachtrag, wie klein die 
moderne Generation von Staatsmännern auf der 
ſchönen Halbinſel im Vergleich zu der iſt, die zur 
Zeit der RNenaiſſance auf ihr lebten. Die Alten 
hatten den ſtählernen Mut und die Größe oder Ber- 
wegenheit, ſich zu dem offen zu bekennen, was ihnen 
ihr Ideal war, dem politiſchen Verbrechen, wenn 
es Nutzen ſchaffen konnte. Ihre Nachfahren aber 
verbergen ihr Antlitz hinter einer „ſittlichen“ Maske 
vor der Oeffentlichkeit und treiben nur geheime Sün⸗ 
den. In der Welt der Zeitungen ſtellen ſie ſich als 
Idcaliſten hin, und allein im Verkehr mit den Kabi- 
netten, wenn es gilt, ihre Bente zu erſchleichen, 
zeigen ſie ihr gierendes Antlitz. Sie ſind wahrlich 
keine Uebermenſchen, die trotzig ausrufen: „Ich habe 
das Redt, alles zu tun, was ich will, wenn ich die 
Macht dazu habe“, nein, ſie ſind fern, ſehr fern von 
jenem titaniſchen Trotz gegen das Sittengeſetz; ge⸗ 
meine Hehler und Stehler ſind ſie, die um eines 
Profitchens willen zu jeder Schmutzerei bereit ſind, 
denen ihre und ihres Landes Ehre käuflich iſt! 

Eine ganze Muſterkarte dieſer „Ehrenm inner“ 
iſt es, die wir im öĩſterreichiſchen Rotbuch vorfinden, 
die in ihr Wiedergegebenen können ſich nicht be— 
klagen, daß ihre Porträts verzeichnet find, denn fie 
haben ſich ſelbſt in ihren Noten und Geſprächen 
geſchildert, ihre Charaktere uns ſo offen gezeigt, daß 
wir wie durch Glas in ihre Seelen hineinblicken 
können. And wenn ein anderer Dante nach dieſem 
Anblick abermals bittflehend zum Himmel wieder 
flehen ſollte: 


„E vogli le virtù sien vincitrici, 
Sı che la Fe nascosu 
Resurga cen Guistizia a spada ia mano! 


wir können nichts dafür, daß dieſes Gebet, daß Treue, 
Recht und Sittlichkeit endlich wieder aufleben möch⸗ 


ten, ſeinen zornbebenden Lippen ſich entringt. Und 
ſie allein würden daran die Schuld tragen, ſie, die 
Treue, Recht und Stttlichkeit mit Füßen getreten 
haben! 

Es iſt faſt peinlich, zu ſagen, daß in dieſem 
Album, das auf jeder Polizeidirektion mit Fug und 
Recht aufliegen könnte, auch der Mann nicht fehlt, 
dem bei ſeinem Hinſcheiden im Herbſt des vorigen 
Jahres unſere und die öſterreichiſche offizielle und 
offiziöſe Preſſe ſo überreiches Lob ſpendete. Näm⸗ 
lich der Marcheſe San Giuliano. Auf den d'Annunzio 
und den Peppino Garibaldi war er freilich noch 
nicht heruntergekommen, aber was man von ihm 
erfährt, iſt doch ſchon ungemein anſtößig. Daß er 
über die Bundesverpflichtung ſich leichten Herzens 
hinwegſetzte, nun, das wollen wir ihm noch ver— 
zeihen, daß er aber in dem Augenblick, da Deutſch⸗ 
land und Heſterreich in den Exiſtenzkampf traten, 
ſchon, wie etwas Selbſtverſtändliches, mit Verſuchen 
der gewöhnlichſten Chantage beginnt, zeigt, welche 
Begriffsverwirrung in ihm vorherrſchte. Auch iſt 
er der „originelle“ Interpret des Artikels II des 
nunmehr in Fetzen zerriſſenen Dreibundvertrages, 
da er durch ſeine Kunſt im Auslegen oder beſſer 
im Unterlegen fertigbringt, zu erklären, Heſterreich 
dürfe keinen Mann in Serbien oder in Montenegro, 
wenn es mit ihnen in Krieg ſtehe, einrücken laſſen, 
ohne vorher Italien eine „Kompenſation“ bewilligt 
zu haben. Eine Kompenſation alſo dafür, daß öſter— 
reichiſche Soldaten kimpfen dürfen! Und dieſe ſo 
ſinnreich erfundene Kompenſation muß im voraus 
eigentlich feſtgeſetzt werden, ehe ein Mann der 
K. und 8 Truppen feinen Fuß auf feindliches 
Gebiet ſetzt! 


Aber was will San Giuliano gegen feinen Nahe 
folger Sonnino bedeuten: Der treibt die Chantage 
am großen; fie iſt ſein wahrer Lebenslauf; aber auch er 
will vor der Welt ihrer nicht bezichtigt werden, 
und als ſich endlich Oeſterreich aus Gründen, die 
heute noch nicht näher zu erörtern ſind, ſpäter wird 
man auf ſie zurückkommen müſſen, entſchließt, die 
unglaubliche Interpretation des Artikels VII, die 
San Giuliano gegeben, für richtig zu erklären, da 
jagt Herr Sonnino: erſte Vebingung: tiefes Ge⸗ 
heimnis muß über die Verhandiungen ſtreng gewahrt 
werden; kommt nur ein Wort über fie an die Oeffent— 
lichkeit, dann waſche ich meine ſehr ſchmutzigen Hände 
in Unſchuld! Freilich ſtellte der vollendete Heuch— 
ler ſolches Anſinnen nicht nur, um var der Welt 
eine gute Figur fernerhin ſpielen zu können, ſondern 
er wollte auch vermeiden, daß man in Paris und 
London, an deren offizielle Kreiſe er jhon „mora— 
liſch“ fih gebunden hatte, von ſeinen Seitenſprüngen 
etwas erfahre. Ein ſehr vergebliches Bemühen, denn 
Herr Barrère und Herr Nennell Rodd waren über 
jedes Geſpräch in der Konſultà gut unterrichtet! 


Das Krokodil foll mitunter anſcheinend jen- 
timental werden und Tränen in dem Fall zur Per- 
fügung haben; Herr Gonnino gleicht dieſem liebens⸗ 
würdigen Reptil: er behauptet, ſchmerzerfüllt aber doch, 
balkaniſche Kompenſationen könnten den gerechten (!) 
Aſpirationen des Volkes von Italien in gar keiner Weiſe 
genügen, nur das Abtreten bis jetzt im öſterreichi— 
ſchen Beſitz befindlicher „nationaler Gebiete“ ver⸗ 
möchte dies zu tun. Als man jedoch in Wien nicht 
ſofort darauf eingehen will, ſchlägt der Biedermann 
ſentimentale Töne an und ruft händeringend, dann 
ijt es um die Dynaſtie geſchehen; und Herr Bollati 
muß in Berlin das gleiche Lied der Klage ertönen. 
laſſen! Herr Sonnino bleibt ſich bis zum letzten 
Augenblick treu, die einzige „Treue“, die er jemals 
gezeigt hat, und als er am A. Mai, nach neun Mo⸗ 
naten Krieg, den Dreibund widerrechtlich kündigt, 
hat er noch immer die Dreiſtigkeit, das Recht für 
ſein Handeln in Anſpruch zu nehmen. Er iſt nicht 
bei Macchiavell in die Schule gegangen, ſondern 
bei Tartüffe, den er noch übertrifft in der Geſchick—⸗ 
lichkeit, den Ehrbaren zu ſpielen, während er frevel⸗ 
haft handelt. 

Von Herrn Salandra erfahren wir verhältnis⸗ 
mäßig nur wenig: er konnte immer ſeinen Sonnino 
vorſchieben, aber was wir über ihn hören, gereicht 
ihm ſo zur Unehre, daß er vollkommen würdig und 
wert erſcheint, mit dieſem Herrn an ein und dem 
ſelben Strang zu ziehen. Der eine ijt das Hand- 
pferd, der andere das Sattelpferd des Geſpanns, 
das Herr Barrère geſchickt lenkt und dem er reich⸗ 
lich Hafer zumißt, damit es gut im Stand iſt, ſeine 
Pflicht zu tun. 

Vernehmen wir über Herrn Salandra nur ſpär⸗ 
liches, ſo gilt das gleiche nicht von Herrn Martini, 
dem bisherigen Kolonialminiſter des Kabinetts Ga- 
landra. Benno Macchio ſchildert ihn als die Seele 
der Verſchwörung der römiſchen Freimaurer, er iſt 
der agent provocateur der Loge und der engliſchen 
Botſchaft! In der Via Venti settembre ift er jeden 
Morgen im Vorzimmer ſeines gnädigen Herrn des 
Right Honourable Sir J. Rennell Rodd anzutreffen 
(vielleicht hatte er ſogar das hohe Glück, deſſen Lever 
anwohnen zu dürfen), um deſſen Befehle für den je⸗ 
weiligen Tag entgegenzunehmen und ihm getreulich 
zu berichten, was etwa der deutſche oder der öſter— 
reichiſche Botſchafter am Tage zuvor auf der Kon⸗ 
ſulta verhandelt haben. Gauner trauen ſich gegen⸗ 
ſeitig nie jo recht über den Weg. Und der Dber- 
gauner Martini hatte daher von ſeinen franzöſiſchen, 
engliſchen und ruſſiſchen Vorgeſetzten den Auftrag, 
feine Mitgauner zu überwachen. Dieſer Spitzel. 
tat nicht nur dies, ſondern nach des Tages Müh' und 
Arbeit organiſierte er noch in der Loge den Kampf 
„fürs Redt!“ Kann man es ihm verargen, wenn er 
von ſo viel Anſtrengung übermüdet ward und gewiß 
nur in dieſem Zuſtand fih an Staatsgeldern ver⸗ 
griff? Die Herren Sonnino und Salandra mochten 
ihren Ueberwacher nicht ſo ſehr geliebt haben, ſonſt 
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würden fie doch nicht, man kann es bei ihrer ſon— 
ſtigen Weitherzigkeit nicht vorausſetzen, wegen dem 
Verdacht dieſes, gegen feine anderen febr harmloſen 
Delikts Unterfuhung gegen ihn beantragt haben. 
Dem Manne gebührt eine Standſäule auf dem Ka- 
pitol, da das italieniſche Volk keinen Pranger für 
ſeine modernen Herren auf jenem ehrwürdigen Platze 
errichten will, aber keine Unterſuchungshaft! 

Dem Spitzel folgt der Kapitano Fracaſſa, der 
Säbelraſſeler und Nenommiſt der comedia del’ arte, 
trefflich dargeſtellt durch den, neuerdings nur durch 
ſeine meteorologiſchen Kenntniſſe ſo berühmt gewor— 
denen General Cadorna. Er wirft mit ſeinem Ehren⸗ 
wort genau wie ſein Vorbild nur ſo herum und 
erklärt, „niemals“ werde Italien Oeſterreich über⸗ 
fallen. General Cadornas Ehre hat dafür gebürgt 
— alſo überfiel Italien, nachdem der Herr General 
die Mobiliſierung, fälſchlicherweiſe, für beendet hielt. 
ſofort Oeſterreich. Dieſer Säbelraßler führt uns auf 
das Gebiet der niederen Komik und würde in jeder 
Operette Furore als Baß⸗Buffo machen. Auch das 
Verbrechen hat ſeine humorvollen Geſtalten. 


Seiner Untergebenen völlig würdig iſt ihr 
Souverän. Wer das Telegramm, das der König 
von Italien an Kaifer Franz Joſeph beim Beginn des 
Weltkrieges ſandte, lieſt, das nur ſo von Biederkeit, 
Anſtand und unentwegter Bundestreue trieft, der 
wird nicht umhin können, Viktor Emanuel einen 
ganz beſonderen Ehrentitel zuzuerkennen, der aber 
nicht wie der ſeines Großvaters il rè galant’ uomo 
lauten dürfte ! 

Es iſt erfreulich, zwiſchen allen dieſen Fratzen 
und Häßlichkeiten das Antlitz eines vornehmen, ehr- 
lichen und durchaus anſtändigen Mannes zu er— 
blicken, das des Botſchafters in Wien, des Herzogs 
von Alvara. Ihn mag es angewidert haben, dieſes 
Ragot von Verrat und Hinterliſt am Ballhaus- 
platz ſervieren zu müſſen, und er hat ſich redlichſte 
Mühe gegeben, den ſchlimmen Treubruch zu ver— 
hindern. Wer ihn gekannt hat, zweifelte nie daran, 
aber es ijt dennoch erfreulich, im Rotbuch die Be- 
ſtätigung ſolcher guten Meinung ſchwarz auf weiß 
zu finden. Doch eine Schwalbe macht lange keinen 
Sommer, zumal keinen italieniſchen, und ſo kann 
man in bezug auf den Herzog von Alvara nur ſagen: 
Die Ausnahme beſtätigt die Regel! 


Dieſe Regel, die ſich nach dem Durchblättern 
der öſterreichiſchen Sammlung der italieniſchen Kon- 
fliktsakten ergibt, iſt eine für den Ruf Italiens, den 
Ruf feiner offiziellen Welt, tief beſchämende! Keine 
übergewaltigen, finſteren, koloſſaler Große nicht ent⸗ 
behrenden fürſtlichen und ſtaatsmänniſchen Uebel- 
täter in der Nenaiſſancezeit jind es, die wir por— 
trätiert ſehen, ſondern Lump und Lümpchen geben 
ſich auf dem Kapitol ein Rendezvous, das uns mit 
photographiſcher Treue dargeſtellt wird! Dieſe Hel— 
den find ihres Sängers d' Annunzio „moraliſch“ völlig 
würdig, und damit iſt alles geſagt! 
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Deulſcher OBank-(Kakender (1. Quartal 1915). 


Von Dr. Joſef Loewe ⸗ Berlin. 


1. April Herr v. Blaſchke ſcheidet aus der Geſchäfts⸗ 


13. 


15. 


23. 
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Mai 


” 


leitung der Firma S. 
Berlin. 

Deutſche Landwirtſchaftliche 
Handelsbank G. m. b. H., Berlin, mit 
5 Will. /. Kapital tritt in Tätigkeit; Vor⸗ 
ſtand iſt Direktor Harnack. 

Die Deutſche Bank tritt in enge Be- 
ziehung zur Firma C. G. Trinkaus in 
Düſſeldorf, die als ſolche beſtehen bleibt und 
deren Inhaber in den Aufſichtsrat der Deut- 
ſchen Bank treten. 

Bankier C. F. W. Nottebohm in Firma 
Nottebohm & Co., Hamburg, geſtorben. 
Direktor Nobert Ehlert ſcheidet aus dem Vor⸗ 
Hand der Norddeutſchen Treuhand 
A.⸗G. 

Regierungsrat Felir Guttmann wird vom 
Aufſichtsrat in den Vorſtand der Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitzſchen Hypotheken 
bank delegiert. 

Otto Bollmann wird Direktor der Dres d⸗ 
ner Bank, Filiale Hannover. 

Die Spar- und Vorſchußbank A.⸗G., 
Zeitz, gerät infolge von Fehlſpekulationen 
eines früheren Direktors in Konkurs. 

Beim Pforzheimer Banfverein 
wird bezüglich der Schadenerſatzanſprüche 
gegen die frühere Verwaltung eine Einigung 
dahin erzielt, daß die Mitglieder des Auf⸗ 
ſichtsrats 700 000, Aktien des Bankvereins 
herausgeben und 500 000 M. leiſten. 
Generaldirektor Nuedolf tritt aus dem Bor- 
ſtand in den Aufſichtsrat der Allgemei⸗ 
nen Elſäſſiſchen Bank⸗Seſell⸗ 
ſchaft, Straßburg. 

Direktor Mattern-Bamberg wird Leiter der 
Dürkheimer Filiale der Pfälziſchen 
Baní. 

An Stelle des ausſcheidenden Finanzrats 
Muhle wird Direktor Iſche von der Herforder 
Bank Vorſtandsmitglied der Schwarz⸗ 
burgiſchen Landesbank. 

Direktor ter Horſt von der Weſtdeutſchen 
Vereinsbank ter Horſt & Co., 
Münſter, geſtorben. 

Bankier Konrad Hörlein, Würzburg, 
wird wegen Depotunterſchlagung zu drei 
Jahren Gefängnis verurteilt; in der Maſſe 
ſeiner falliten Firma liegen 10%. 

Direktor Hans Sauerländer ſchied durch Tod 
aus dem Vorſtand der Deutſchen Treu⸗ 
hand⸗Geſellſchaft. 

Geheimer Kommerzienrat Siegmund Aſch⸗ 
rott in Firma H. S. Aſchrott, Berlin, 
geſtorben. 


Bleichröder, 


Die 


5. Mai Die Firma Joſeph Herzberg, Berlin- 


7. 


5 


11. 


14. 


14. 


18. 


20. 


20. 


25. 


29. 


30. 


1. Juni 


Schöneberg, wird errichtet. 

Die Privatbank A. ⸗G. in Haders⸗ 
leben gerät in Konkurs. 

Die Dresdner Bank errichtet in Aachen 
eine Zweigniederlaſſung zur Wahrnehmung 
der belgiſchen Intereſſen ihrer Kundſchaft. 
Im Konkurſe des Spar- und Kredit⸗ 
Vereins Berlin ⸗Oſt e. G. m. b. $. 
liegen 100% in der Maſſe. 

Direktor Emil Hirſch von der Darm 
ſtädter Bank geſtorben. 

Die Direktoren Karl Weinſtein und Oskar 
Schunk ſcheiden aus dem Vorſtande der 
Land⸗ und Induſtriebank A. ⸗G. 
Die Direktoren Wilhelm Breßler-Hannover, 
Oskar Ernſt⸗Nürnberg, Guſtav König⸗Eſſen 
werden ſtellvertretende Vorſtandsmitglieder 
der Mitteldeutſchen Creditbank. 
Geheimer Kommerzienrat Carl Klönne von 
der Deutſchen Bank geſtorben. 

Aus der Maſſe im Konkurſe des flüchtigen 
Bankiers G. Lilienthal, Berlin, ergeben 
ſich 3,45% für die Gläubiger. 

Direktor Karl Ludewig von der Os na⸗ 
brücker Bank geſtorben. 

Bankier Erich Stülpnagel ſcheidet aus dem 
Vorſtande der Bank des Berliner 
Kaſſen- Vereins. 

Geheimer Kommerzienrat Emil Hecker von 
der Disconto⸗-Geſellſchaft ge 
ſtorben. 

Bankaſſeſſor Günther wird Vorſtand der 
Reichs bankſtelle Stralſund; Bankoor⸗ 
ſtand Necker ⸗Worms wird Bankvorſtand 
in Darmſtadt. 

Direktor Wolf-Reichenbach von der Säch⸗ 
ſiſchen Bank tritt zur Chemnitzer 
Stadtbank über. 

Direktor Witt von der Schles wig⸗Hol⸗ 
ſteiniſchen Bank in Huſum geſtorben. 
Direktor Bremſel von der Vereinsbank 
in Nürnberg geſtorben. 

Direktor Jörgenſen von der Privat⸗ und 
Sparbank Hadersleben geſtorben. 
Durch Spekulationen des Buchhalters 
Thieſſen gingen der Bank 0,5 Mill. / ver⸗ 
loren, von denen 0,2 Mill. M durch den 
Aufſichtsrat erſetzt wurden. 

Die Berliner Großbanken beteiligen 
ſich wieder am Berliner Börſenverkehr. 

An Stelle des Direktors Emil Nehders wird 
Direktor Johann Buſe Vorſtand der 
Deutſch-Aſiatiſchen Bank. Stell⸗ 
vertretende Direktoren werden Rechtsanwalt 
Dr. Richard Lange -Berlin und Direktor 
Jobn Kullmann⸗Canton. 


2. Juni Die RNheiniſche Bank geht auf die Dis⸗ 
conto-Geſellſchaft über; gegen nom. 
6000 / Rheiniihe Bank-Aktien werden nom. 
3900 / Disconto-Kommandit⸗Anteile und 
120 // bar gewährt; eine Kapitalserhöhung 
bei der Disconto-Geſellſchaft findet dieſer⸗ 
halb nicht ſtatt. 

Eine Gläubigerſchutzgeſellſchaft 

der Friedrichsberger Bank m. b. 
H. zu Berlin⸗Lichtenberg wird errichtet. 
Im Konkurſe der Elbinger Vereins⸗ 
bank liegen 100% in der Waſſe, jo daß 
die Genoſſen nichts nachzuzahlen brauchen. 
Direktor Richard Schmidt-Dresden von der 
Witteldeutſchen Privatbank ge 
ſtorben. 

Die Firma Otto Henſchel, Berlin, wird 
begründet. 

Die Firma Walter Jakoby, Berlin, 
wird begründet. 


10. 


16. 


16. 


20 


20. Juni Die Mitteldeutſche Kreditbank 
übernimmt das über 250 Jahre beſtehende 
Frankfurter Bankhaus Johann Goll & 
Söhne. 

Der Berliner Maklerverein ändert 
ſein Statut dahin, daß den Vorſtandsmit⸗ 
gliedern der Betrieb und die Vermittlung. 
von Börſengeſchäften nicht mehr geſtattet ift. 
An Stelle der Direktoren Sachs, Kapſer, 
Cohn tritt Direktor Daus. 

Die Induſtrie- und Commerzbank 
A. G., Berlin, beſchloß, die am 27. Juni 
1914 beſchloſſene Kapitalserhöhung rück- 
gängig zu machen und ſtatt deſſen für 1 
Mill. / 6% Verzugsaktien auszugeben. 
Finanzaſſeſſor Ernſt Kitzler von der Banque 
de Bruxelles tritt in die Firma S. Bleich⸗ 
roder, Berlin. 

Die Mitteldeutſche 
kommanditiert die Firma 
Berlin. 


28. 


30. 


Creditbank 
Emil Ebeling, 


30. 


Auskandsſpiegel. 


Gegen den deutſchen Handel in Spanien. 

Im „Eclair“ ſetzt der mit „Poland“ unterzeich- 
nende Verfaſſer feine Artikelreihe gegen den deut- 
ſchen Handel und über die Mittel, ihn zu verdrängen, 
fort. Er ſtellt feſt, daß die in Spanien angelegten 
franzöſiſchen Kapitalien weit bedeutender ſind als die 
deutſchen, was aber nicht hindert, „daß die Vorherr⸗ 
ſchaft der Deutſchen auf den ſpaniſchen Märkten un⸗ 
beſtreitbar, und daß der Umfang ihrer Geſchäfte ver⸗ 
hältnismäßig viel beträchtlicher als die franzöſiſchen 
Geſchäfte ijt“. — „Poland“ ſchreibt dieſe Ueberlegen⸗ 
heit zum großen Teil der Klugheit zu, mit der die 
Deutſchen ihre Kapitalien im Lande engagiert haben, 
wobei ſie nur Geſchäfte ins Auge faßten, deren Fol⸗ 
gen die Entwicklung ihrer kommerziellen Beziehungen 
erleichtern. Spekulative Geſchäfte wurden dagegen 
nur ſehr ſelten unternommen. Andere Gründe für 
die deutſche Ueberlegenheit erblickt der Verfaſſer in 
den niedrigen Verkaufspreiſen, in den ſehr langen 
Zahlungsbedingungen, ſowie in der genauen Kenntnis 
der Gebräuche und Bedürfniſſe des Landes. 

„Die Exporteure gewiſſer Länder,“ ſo heißt es 
weiter in dem Aufſatz, „haben ſich bereits bemüht, 
den Platz unſerer Nebenbuhler einzunehmen, indem 
ſie auf den ſpaniſchen Märkten diejenigen Erzeugniſſe, 
die bisher faſt ausſchließlich aus Deutſchland einge⸗ 
führt waren, durch ihre eigenen Fabrikate zu erſetzen. 
Da die Verſorgung mit einigen dieſer Artikel ſeit dem 
Ausbruch der Feindſeligkeiten aufgehört hat, ſo macht 
ſich deren faſt völliger Mangel fühlbar. Zu den in 
Frage ſtehenden Artikeln gehören beſonders alle 
Sorten Oele und Fette, wie ſie zur Seifenfabrikation 
benötigt werden. Wenn wir auf wirtſchaftlichem Ge⸗ 
biete gegen unſere Rivalen in Spanien kämpfen 


wollen, jo müſſen wir im Lande jhon jetzt Fuß faſſen, 
die Artikel, in denen wir konkurrieren wollen, forg- 
fältig ſtudieren und das Terrain vorbereiten, um un⸗ 
ſere Konkurrenten zu verdrängen. 

Die Deutſchen beherrſchten den ſpaniſchen Markt 
mit Anilinfarben und den für deren Herſtellung 
notwendigen Robitoffen. Faſt alle deutſchen Fabriken 
beſaßen in Barcelona einen Vertreter und Muſter⸗ 
lager, was dem Verbraucher eine ſehr ſchnelle und 
direkte Verſorgung ermöglichte. — Unſere Rivalen 
verkauften gewöhnlich mit 90 Tagen Ziel. Die Ware 
wurde fob Barcelona oder Bahnhof Barcelona ge= 
liefert. Anilinfarben wurden zu folgenden Bedin- 
gungen geliefert: franko aller Speſen, zahlbar nach 
ſechs Monaten mit der Option für den Kunden, die 
Zahlung hinauszuſchieben (?) oder 30 Tage Ziel mit 
3 bis 4% Skonto. 

Deutſchland beſtritt ungefähr die Hälfte des handels 
in Papierwaren, während wir mit nur etwa ½0 


beteiligt waren. Die öſterreichiſch-ungariſchen Expor⸗ 


teure erhöhten allmählich ihr Geſchäft; ihre Gpe- 
zialität war die Lieferung von Schreibpapier, auch 
von ſolchem für Schreibmaſchinen. Folgende Quali⸗ 
täten werden in Spanien am meiſten verkauft: prima 
weißes bzw. einfarbiges Papier mit Waſſer⸗ oder 
Preßſtempel; Briefpapier, Schreibmaſchinenpapier, 
Papier für Briefumſchläge, Papier für Negiiter, Cin- 
bände, Kartonnagen aller Art, Gold- und Gilber- 
papier uſw.; ferner Packpapier, paraffiniertes Pa⸗ 
pier für Lebensmittel, Kartons für Viſitenkarten, 
Seidenpapier für Blumen, prima Löſchpapier uſw. 
Außerdem: Anſichtspoſtkarten, Kalender, Spitzen⸗ 
papier für Konfiſerien, Tapeten uſw. Die Verkaufs⸗ 
bedingungen der deutſchen und öſterreichiſchen Häuſer 


waren folgende: Sechs Monate netto oder 60 Tage 
mit 5% Skonto. Die Geſchäfte wurden gewöhnlich 
cif ſpaniſcher Hafen abgeſchloſſen. Einige deutſche 
Firmen verkauften zuweilen franko aller Speſen, auch 
Zollſpeſen, frei Haus des Käufers. 


„Anſere Kinder ſollen franzöſiſche Puppen haben.“ 

Unter der Ueberſchrift „Nos enfants auront des 
poupées françaises“ ſchreibt das „Journal“ vom 
ee e e 

„Man muß mit einem Witgliede der „Associa- 
tion des Petits Fabricants et Inventeurs Français“ 
geſprochen haben, um das Elend zu ermeſſen, das 
bie langſame deutſche Einfilterung vor dem Kriege 
ſowohl unſeren Induſtriellen als auch unſeren 
Händlern zufügte. Die deutſchen Spielwaren find un- 
endlich zahlreicher geweſen als die franzöſiſchen oder 
die des übrigen Auslands, und gewiſſe Fabrikate von 
uns wurden durch deutſche Fabrikate „getötet“. Wir 
haben geſtern Herrn G. du Mourier, den Präſidenten 
genannter Aſſociation befragt. „Was machen Sie 
und die Ihrigen im Hinblick auf das Spielzeug un⸗ 
ſerer Kleinen? Iſt Ihnen bekannt, daß man ſich in 
der Schweiz bereits organiſiert: augenblicklich gibt 
es in Luzern eine Muſterausſtellung. Und 
ſofort hatten wir das Vergnügen, feſtzuſtellen, daß wir 
auch auf dieſem Gebiete mitten im Kriege ſind. „Wir 
werden,“ ſo erwiderte uns M. du Mourier, „die Fa⸗ 
brikation des Puppenkopfes aus Porzellan in Frank⸗ 
reich wieder aufnehmen. Sie wiſſen, daß bisher alle 
Puppenköpfe „boches“ waren. Zuerſt war es eine 
Konkurrenz, ſpäter ein Monopol. Ueberall in 
Deutſchland machte man Puppen, hauptſächlich in 
Nürnberg. Der Kampf war, weil zu teuer, unmög— 
lich geworden. Unſere Fabrikanten hatten ſchließlich 
darauf verzichtet. Sie legten ſich ſtatt deſſen auf die 
Fabrikation gewiſſer Automobilbeſtandteile. Jetzt 
haben wir wieder angefangen, Puppenköpfe zu fabri⸗ 
zieren. Die Firma Damerval & Laffranchy in Mon- 
treuil hat von dem Polizeipräfekten die Erlaubnis 
erhalten, einen Ofen für das Brennen von Porzellan— 
köpfen zu errichten. Dieſer Ofen iſt ſeit zwei Mo⸗ 
naten in Betrieb. Er enthält 18 000 Köpfe verſchie⸗ 
dener Wodelle und liefert ſie in drei Tagen. In 
Limoges hat ſich die Firma Lanternier zu dem gleichen 
Zwecke organiſiert. Franzöſiſche Puppen, franzö⸗ 
ſiſche Spielwaren. Es wird übrigens demnächſt eine 
Ausſtellung geben, die Wademoiſelle Valentine 
Thompſon in der Galerie des „Excelsior vorbe- 
reitet. Was die ſchweizeriſchen Ausſtellungen anbe- 
trifft, ſo werden wir daran nicht teilnehmen. Da 
dieſes Jahr die meiſten von uns eingezogen ſind, ſo 
werden wir den „Concours Lépine” nicht veran⸗ 
ſtalten. Dagegen haben wir alle Arſache, zu glauben, 
daß wir im Auguſt und September des glorreichen 
Jahres 1916 (1) den „Concours Lépine“ organi⸗ 
ſieren können, und daß er einen großen Erfolg davon- 
tragen wird. Wir werden alsdann neue Spielſachen 
zeigen. Bis dahin verraten wir hierüber nichts; wir 
begnügen uns einſtweilen, diejenigen, die auf den 
Krieg Bezug haben, auf den Markt zu bringen. Wir 
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beſchränken uns darauf, die Deutſchen zu verdrängen. 
Beiſpielsweiſe macht M. Gerbeau in Paris kleine 
Bletfoldaten, kleine Jeſusfiguren aus Wachs uſw. 
Wie viele davon waren bisher preußiſch und bayeriſch! 

Es gibt alfo einige neue Spielſachen gegen- 
wärtig, die patriotiſchen Spielſachen, die der Krieg 
unſeren kleinen Erfindern und Fabrikanten eingegeben 
hat. Nennen wir u. a. das „Bochesſpiel“ und das 
„Alliiertenſpiel“, die man überall findet. M. Bruns⸗ 
wick hat den „Fußball der Alliierten“ erfunden. Das 
Spiel „Eureka“ verdankt man der Erfindungsgabe 
des M. Grsgoire. „Eureka“ hat den Untertitel: „Wie 
die Alliierten in Berlin einziehen werden.“ () Es 
iſt ein kleines Geduldſpiel. Es beſteht aus zehn kleinen 
Vierecken in den deutſchen Farben und einem großen 
Viereck, das die Farben der Verbündeten zeigt. Es 
handelt ſich darum, die Fahnen der Alliierten an der 
mit „Berlin“ vorgedruckten Stelle zu placieren. Vor— 
wärts, feien wir mutig! Wir werden keine württem⸗ 
bergiſchen Neiſenden, keine bayeriſchen Kataloge und 
keine Bochesſpielwaren mehr ſehen. Unſere Kinder 
werden ſich mit franzöſiſchen Dingen amüſieren. Der 
Krieg 1914/15 muß den deutſchen Handel vernichten.“ 
So weit der ehrenwerte Herr Präſident der Associa- 
tion des Petits Fabricants et Inventeurs Francais“. 
Sein Programm weiſt mit dem „Eureka“-Spiel ge- 
wiſſe Aehnlichkeiten auf. „C'est un petit jeu de 
patience." Die Verdrängung der deutſchen Spiel 
wareninduſtrie und die Vernichtung des deutſchen 
Handels wird ſich mit derſelben Promptheit voll- 
ziehen, wie der Einzug der Verbündeten in Berlin.... 


Gegen den deutſchen Handel in der Türkei. 

„Anſer Handel mit der Türkei (der aufgeteil- 
ten?) muß jid nach dem Kriege auf Koſten Deutſch⸗ 
lands vergrößern“. Unter dieſer Ueberſchrift bringt 
der „Petit Parisien“ vom 17. Juni d. J. die Erklä⸗ 
rungen des nach Paris zurückgekehrten franzöſiſchen 
Generalkonſuls in Smyrna, M. Colomieg. „Es 
handelt ſich darum,“ jo erklärte der Genannte, „die 
kommerziellen Beziehungen mit der Türkei, die ſchon 
vor dem Kriege bedeutend waren, auszubauen. Ob⸗ 
wohl die Feindſeligkeiten ſie unterbrochen haben, ſo 
hat jiġ doch Frankreich in den ottomaniſchen Ge- 
bieten einen großen Einfluß bewahrt. Das kann pa⸗ 
radox erſcheinen, aber man muß ſich erinnern, daß 
wir in der Türkei 38 franzöſiſche Schulen beſaßen, 
die von durchſchnittlich 6000 Schülern beſucht waren. 
Seit einigen Jahren haben die Deutſchen eine 
große Anzahl ihrer Erzeugniſte auf den türkiſchen 
Markt geworfen. Aber, wenn wir uns Mühe geben, 
ſo können wir bei Friedensſchluß dort Abſatzgebiete 
für unſere Fabrikate finden. Unter der Vorausſetzung 
freilich, daß wir unſere kommerziellen Methoden än⸗ 
dern und uns ebenſo geſchickt zeigen, wie die Deutſchen 
geweſen find. Unſere Kaufleute und Induſtriellen 
müſſen vor allen Dingen von dieſen hauptſächlichſten 
Wahrheiten durchdrungen fein: um auf dem tür- 
kiſchen Markte Erfolge zu haben, iſt erforderlich, gute 
und gut bezahlte Commis-voyageurs herauszuſchicken, 
und für die Einführung der Ware mehr Reklame zu 


machen und mehr Opfer zu bringen. Andererſeits 
wird es notwendig ſein, die Verbeſſerung der Trans⸗ 
porte zu Waſſer und zu Lande zu erreichen. Viele 
Geſchäfte werden per Poſtpaket gemacht. Während 
aber die unſerigen einen Monat brauchten, um von 
Paris nach Smyrna zu gelangen, kamen die von 
Berlin erpedierten Pakete ſchon nach ſieben Tagen (2) 
an. Auch muß man nicht vergeſſen, daß die Deutſchen 
die ausgezeichnete Gewohnheit hatten, nach auswärts 
billiger als in ihrem eigenen Lande zu liefern, wobei 
fie nicht nur daran dachten, den jetzigen Kunden zu 
befriedigen, als den zukünftigen Klienten zu erobern. 
Infolge dieſer Vorausſicht gelang es ihnen, einen Ur- 
tikel zu lancieren. Die Lancierung dieſes einen Ar- 
tikels brachte die Lancierung eines anderen mit ſich. 
Der Handel ift eine Wiſſenſchaft geworden. Ber- 
ſtehen unſere Kaufleute, fih ihren Geſetzen anzu— 
paſſen, ſo werden ſie auf dem türkiſchen Markte den 
früheren Platz nicht nur mit Leichtigkeit wieder 
finden, ſondern ihn unter Verdrängung der deutſchen 
Konkurrenten erweitern.“ 


Frankreichs Aeberſeehandel nach deutſchem Muſter. 

Paul Adam macht in der „Information“ den 
Vorſchlag, Frankreich jolle Kaufleute nach Ueberſee 
hinausſchicken, um die bisher deutſchen Abſatzgebiete 
in Beſitz zu nehmen, nach deutſchem Vorbilde drüben 
Muſterlager errichten und Truſts bilden. Die Bil- 
dung der Truſts wäre — im Gegenſatz zu dem 
deutſchen Vorbilde; Anmerkung des Verf. nötig, um 
die für den Export nötigen Kapitalien zu beſorgen, da 
die franzöſiſchen Banken fih weigern, durch die Dis⸗ 
kontierung langer Wechſel auf Ueberjee die erfor- 
derlichen Mittel zu liefern. Das Abſurde dieſes Bor- 
ſchlages wird ſeitens des Pariſer Korreſpondenten der 
neutralen „Züricher Poſt“ wie folgt treffend be= 
leuchtet: „Glaubt Herr Adam wirklich, es nur nötig 
zu haben, ſich ins warme deutſche Neſt zu ſetzen, um 
die früheren deutſchen Kunden herbeizulocken? Will 
Frankreich volle Muſterkoffer übers Meer ſenden, ſo 
müſſen die heimiſchen Fabriken arbeiten. Kundige 


Werkkünſtler muſſen ihre Schaffenskraft in Handel 
und Induſtrie zur Verfügung ſtellen können. Das 
alles iſt zurzeit in Frankreich ein eitler Wunſch. Die 
großen franzöſiſchen Induſtriezentren des Nordens 
ſind vom Feinde beſetzt; unzählige Betriebe liegen 
zerſchoſſen und ausgebrannt darnieder. In Süd und 
Weſt fehlt es an Arbeitern und Waterial, um die 
ſeit Auguſt feiernden Fabriken in Gang zu ſetzen. 
Was nutzt es, wenn Thierry, der Abgeordnete der 
Rhönemündung und ehemalige Winiſter der öffent- 
lichen Arbeiten, auf das Wunderland Marokkos hin⸗ 
weiſt, das dem franzöſiſchen Handel ungeahnte Reich- 
tümer erſchließen fol? Ihm fehlen Mittel zur Er- 
reichung des Zweckes, und wenn morgen ſchon die 
Friedensglocken durchs Land läuten, hat der fran⸗ 
zöſiſche Kaufmann, der von der Front zurückkehrt, ge⸗ 
nug zu tun, um daheim aufzurichten und neu zu ge⸗ 
ſtalten, was der unſelige Krieg zuſammenriß.“ — 


Gegen den deutſchen Pelzhandel in Rußland. 

Wie der „Njetſch“ vom 16. Juni a. St. be= 
richtet, hat am 12. Juni a. St. unter dem Vorſitze 
des Mitgliedes des Reichsrats, W. J. Deniſſow, eine 
Sitzung des Ausſchuſſes der ruſſiſchen Erportkammer 
für die Pelzinduſtrie ſtattgefunden. Gegenſtand der 
Tagesordnung war u. a. die Frage der Ausſchaltung 
der deutſchen Vermittlung im ruſſiſchen Pelshandel. 
Es gelangte der Bericht eines ſpeziell nach den Ver⸗ 
einigten Staaten entſandten Mitgliedes namens W. 
J. Generoſow zur Verleſung. Der Bericht ſtellte 
feſt, daß der direkte Verkauf ruſſiſcher Pelze an die 
Vereinigten Staaten durchaus möglich ſei. Bisher 
iſt Amerika ausſchließlich durch deutſche Vermittlung 
auf den ruſſiſchen Pelzmärkten als Käufer aufge- 
treten. Der Sitzung wohnte der Handelsattache der 
Vereinigten Staaten bei, der namens der bedeu- 
tendſten amerikaniſchen Pelzhändler deren Bereit- 
willigkeit erklärte, den ruſſiſchen Händlern evtl. auch 
durch Gewährung größerer Kredite entgegenzu= 
kommen. 


Revue der Preſſe. 


Eine Erſcheinung, die auch in Deutſchland viel⸗ 
fach beobachtet worden ijt, beſpricht der Oeſter⸗ 
reichiſche Volkswirt (3. Juli) unter dem Titel 

Vom Hofrat zum Verwaltungsrat. 
Angeknüpft wird an den Fall des Hofrats Dr. Ernſt 
Blaſchke, der, nachdem er von der Leitung des De- 
partements für Privatverſicherung zurückgetreten und 
penſioniert war, ſich in den Verwaltungsrat einer 
großen Lebensverſicherungsgeſellſchaft wählen ließ. 
Da der Uebertritt penſionierter Staatsbeamter in 
die Dienſte der Geſchäftswelt durchaus nicht ſelten 
ijt, liegt die Gefahr nahe, daß die Beamten fon 
während ihrer Amtsführung Nüdficht darauf neh- 
men. daß fie ſpäter bei einer der von ihnen beauf- 


ſichtigten Unternehmungen eine Tätigkeit ausüben 
werden. Eigentümlich iſt es, daß in Deutſchland vor 
kurzem ein analoger Fall ſich ereignet hat, indem 
der ehemalige Präſident des Aufſichtsamts für die 
Privatverſicherung in den Aufſichtsrat einer Ber- 
ſicherungsgeſellſchaft eingetreten iſt. Die Schuld an 
dieſen Vorgängen trägt zum Teil die Regierung, die 
den Beamten eine Aufbeſſerung der Nuhegehälter 
verſchaffen will. In der Voſſiſchen Zeitung 
(7. Juli) befindet ſich eine Darſtellung der 
SID, N 

Die Niederländiſche Ueberſeetruſtgeſellſchaft hat die 
Aufgabe, die Einfuhr nach den Niederlanden ſicher⸗ 
zuſtellen. Da mit der Verſchärfung des engliſchen 


Handelskrieges die Schwierigkeiten der Verſorgung 
Hollands mit Nahrungsmitteln und Nohſtoffen fidh 
immer mehr ſteigerten, entſchloſſen ſich die leitenden 
Handelskreiſe, zu einer Organiſation zu ſchreiten. 
durch die die Schwierigkeiten umgangen werden 
konnten. Sie errichteten die N. O. T. (Nederlandſche 
Overzee Truſtmaatſchappij). An ihr beteiligten fih nicht 
nur die bedeutendſten Handelshäuſer, ſondern auch 
Schiffahrtsgeſellſchaften und andere Intereſſenten. Die 
Geſellſchaft arbeitet gemeinnützig, der eventuelle Ueber⸗ 
ſchuß wird vorgetragen und bei Auflöſung des Unter- 
nehmens zu Wohlfahrtszwecken verwendet. Die Lei⸗ 
tung der N. O. T. hat ein Ausſchuß von ſieben Per- 
ſonen in der Hand, neben dem ein Aufſichtsrat und 
die Generalvberſammlung als weitere Geſellſchafts⸗ 
organe vorhanden ſind. Die Kaufleute, die ſich der 
Vermittlung der N. O. T. bedienen, müſſen ſich den 
ziemlich ſtrengen Bedingungen unterwerfen, die die 
Geſellſchaft feſtgeſetzt hat. Zur Sicherheit für die 
Erfüllung der Bedingungen wird ein Effektendepot 
oder eine Bankgarantie verlangt. — Vom gleichen 
Verfaſſer bringt die Voſſiſche Zeitung (15. Juli) 
den Anfang einer Artikelreihe über 
die Wirtſchaftslage Hollands. 
In dem Artikel wird geſchildert, wie groß die Schwie⸗ 
rigkeiten waren, in die Holland durch die engliſchen 
Maßnahmen gegen den deutſchen Handel gekommen 
war. Dies war beſonders deshalb für den nieder- 
ländiſchen Handel unangenehm, da auf der Handels⸗ 
vermittlung ein großer Teil der wirtſchaftlichen Tätig⸗ 
keit beruht. Die holländiſchen Schiffe wurden, To= 
weit ihre Ladung nicht an die N. O. T. gerichtet war, 
von den Engländern aufgebracht, nach engliſchen 
Häfen geſchickt, dort entladen, unterſucht und ſchließ⸗ 
lich wieder beladen, wenn keine Konterbande gefunden 
wurde. Um dieſen Störungen ihres Betriebes zu 
entgehen, entſchloſſen fih die Schiffahrtgeſellſchaf⸗ 
ten, nur noch an die N. O. T. konſignierte Ware zu 
befördern. Die bedeutendſten niederländiſchen Schiff⸗ 
fahrtunternehmungen haben ſich der N. O. T. an⸗ 
geſchloſſen, ja daß die Möglichkeit, Waren ohne Ver- 
mittlung des Truſts auf holländiſchen Schiffen ins 
Land zu bekommen, ſehr gering iſt. Die niederlän⸗ 
diſche Schiffahrt befindet ſich zum großen Teil in 
keiner ſehr glänzenden Lage, beſonders leiden die 
Linten nach den Kolonien febr, dagegen ift der Ber- 
kehr auf den Linien nach Amerika zufriedenſtellend. 
— In einem Aufſatz über die 
Finanzlage Frankreichs 

druckt der Berliner Börſen⸗Courier (9. Juli) eine 
Tabelle der amerikaniſchen Eiſenbahnwerte ab, 
die in den letzten Jahren an der pariſer Börje 
emittiert worden find, als Illuſtration dafür, um 
welche Beträge es ſich hätte handeln können, wenn 
die Finanztransaktion der franzöſiſchen Regierung 
mit Morgan in vollem Umfange zuſtandegekommen 
wäre. Morgan hatte zur Bedingung gemacht, daß 
zur Sicherung des zu eröffnenden Kredites in Amerika 
amerikaniſche Eiſenbahn⸗ Obligationen hinterlegt wer- 
den ſollten. Zu dieſem Zwecke wollte die franzöſiſche 
Finanzverwaltung ſolche Obligationen in Frankreich 
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aufkaufen beziehungsweiſe gegen franzöſiſche Kriegs⸗ 
anleihe umtauſchen. Dieſe Käufe ſind inzwiſchen 
wieder eingeſtellt worden; genaueres über die ganze 
Angelegenheit iſt nicht bekannt geworden, ſo daß man 
wohl annehmen kann, daß es ſich nur um geringere 
Beträge gehandelt hat. Die Lifte der amerikaniſchen 
Obligationen umfaßt 15 Poſitionen und läuft über 
einen Betrag von $ 468 Millionen. Da auch die 
Verſuche, die engliſche Regierung zur Aufhebung des 
Verbotes des Handels auswärtiger Wertpapiere zu 
veranlaſſen, offenbar ohne Erfolg geweſen ſind, ſind 
die Wechſelkurſe weiter geſtiegen. Die Regierung 
wird deshalb gedrängt, Maßregeln zu ergreifen. — 
Die Kölniſche Zeitung (10. Juli) bringt eine 
Zuſammenſtellung über 
die Reichsbank im erſten Halbjahr 1915. 

In einer Tabelle werden die Durchſchnittszahlen der 
einzelnen Ausweispoſitionen für die erſten ſechs Mo⸗ 
nate der letzten drei Jahre verglichen. Außerdem. 
werden die Zahlen verglichen mit den Kriegs⸗ 
monaten des Jahres 1914. Der durchſchnittliche Gold⸗ 
beſtand überragt den des Vorjahres um faſt eine 
Milliarde M, ſelbſt den der letzten fünf Monate 
1914 übertrifft er noch um über 500 Will. -/A 
Sehr viel größer iſt der Unterſchied beim Noten⸗ 
umlauf und beim Wechſelbeſtand, er beträgt in beiden 
Fällen über drei Milliarden / Verglichen mit 
den Zahlen der erſten Kriegsmonate beträgt die Zu- 
nahme für Wechſel immer noch über eine halbe 
Milliarde und für Noten über 900 Willionen A 
Die übrigen Poſitionen weiſen naturgemäß weniger 
große Unterſchiede auf. Entſprechend der Zunahme 
des Notenumlaufes und der Girogelder hat ſich das 
Deckungsverhältnis ſtark verſchoben. Im erſten Se⸗ 
meſter 1915 betrug die geſetzliche bzw. die Golddeckung 
der Noten 54,86 bzw. 45,83 0% gegen 87,11 bzw. 
66,54% im Jahre 1914, damit ift nicht nur das 
wieder eingebüßt worden, um das die Deckung ſich 
von 1913 auf 1914 erhöht hatte, ſondern die Deckung 
hat ſich noch weiter verſchlechtert. Ein Vergleich mit 
den erſten Kriegsmonaten zeigt dagegen eine Ver⸗ 
beſſerung der Golddeckungsquote von 43,07 auf 
45,83 %0. Die Golddeckung der Noten und Girogelder 
hat ſich gegen diefe Zeit Jogar um 455 % verbeſſert. 
Wenn die Reichsbank nicht durch Geſetz vom 
4. Auguft 1914 von der Zahlung der Notenſteuer 
befreit worden wäre, hätte ſie ſehr erhebliche Beträge 
entrichten müſſen. Für die letzten fünf Monate 1914 
mnd das erſte Halbjahr 1915 hätte fie 26,1 bzw. 
42,3 Mill. / betragen. — Als Grgänzung hierzu fei 
auf einen Artikel in der Frankfurter Zeitung 
(13. Juli) über 

die deutſchen Privatnotenbanken am Halbjahrsſchluß 
verwieſen, in dem eine Tabelle enthalten iſt, die 
einen guten Ueberblick über die Entwicklung der 
Hauptpoſitionen dieſer Banken ſeit Kriegsausbruch 
gewährt. Seit Ende Juli 1914 haben ſich die Zahlen 
bei der Bayeriſchen und Württembergiſchen Noten- 
bank ſowie bei der Badiſchen Bank nur unweſentlich 
geändert, dagegen ſind die Schwankungen bei der 
Sächſiſchen Bank weſentlich größer. Der Noten- 


unlauf betrug am 3. Juli 66 Mill, am 
31. Dezember 33 Mill. und am 30. Juni 
38 Mill. / Auffallend ift die Verſchiebung auf 


dem Wechſel- und Lombard- Konto vom 31. Dezember 
auf den 30. Juni. Die Wechſel nahmen ab von 
60 auf 32 Mill. und die Lombards ſtiegen von 4 
auf 26 Mill. / Die Depoſiten find gegen den 
31. Dezember um 12 Will. auf 44 Mill. „ zurück- 
gegangen. — Ueber die 
„Mobiliſierung“ der ruſſiſchen Induſtrie 

berichtet der Berliner Börſen⸗Courier 
(7. Juli) unter Bezugnahme auf Veröffentlichungen 
in ruſſiſchen Zeitungen. Danach hat das mit ſo viel 
Geſchrei begonnene Beſtreben, die ruſſiſche Wirt⸗ 
ſchaft unabhängig von ihren ausländiſchen Liefe⸗ 
ranten zu machen; bisher weſentliche Erfolge nicht 
zu erzielen vermocht. In vielen Fällen hat ſich da⸗ 
gegen herausgeſtellt, daß die Vorbedingungen zu 
einer Induſtrieentwicklung, wie jie zur Selbſtverſor⸗ 
gung Rußlands notwendig wäre, nicht gegeben find. 
Da es ſich vielfach bei den Schwierigkeiten um die 
finanzielle Seite des Problems handelt, verſucht 
man dem Uebel durch Bankgründungen beizukommen. 
In der Preſſe werden zurzeit hauptſächlich ſieben 
Vorſchläge diskutiert. Die Errichtung von Banken 
für folgende Zwecke: zur Förderung der Goldindu⸗ 
ſtrie, zur Unterſtützung der See- und Binnenſchiff⸗ 
fahrt, zur Hebung der ruſſiſchen Kurorte, zur Hebung 
der mittleren Induſtrie, zur Förderung der geſamten 
ruſſiſchen Induſtrie, ſchließlich eine ruſſiſch-amerika⸗ 
niſche und eine ruſſiſch-polniſche Bank. Beſonders 
die beiden Induſtriebankpline ſtehen im Vorder— 
grund des Intereſſes. Die Forderung, eine beſon⸗ 
dere Induſtriebank zu errichten, wird damit motiviert, 
daß die ruſſiſche Reichsbank infolge ihrer Kredit- 
bedingungen nicht geeignet ſei, Induſtriekredit zu 
gewähren. Die Kapitalbeſchaffung für die Bank joll 
auf dem Wege der Obligationenausgabe vor ſich 
gehen. 


Umschau. 
Die Beschlussſassung 


Hotelbetriebs-Bilanz. Aber. die R 


Hotelbetriebs-A-G. Conrad Uhl's Hôtel Bristol Central- 
hotel ist auf Verlangen die mehr 
als ein Zehntel des Aktienkapitals vertrat, vertagt worden. 
Die Aktionäre der Minderheit nahmen Anstoss an den 
von der Verwaltung vorgeschlagenen Sonderabschreibungen 
von 2,7 Millionen Mark, die aus dem ordentlichen Reserve- 
‚onis entnommen werden sollen. Es ist nicht unwahr- 
scheinlich, dass in der neuen General-Versammlung am 
7. August trotzdem die Bilanz in der vorgeschlagenen 
Form genehmigt wird. Die Eigenart des Falles der 
Hotelbetriebs-A-G. vom Standpunkt der Aktientechnik 
besteht nämlich darin, dass die opponierenden Aktionäre 


fn. 


einer Minderheit, 


gar kein direktes Interesse an der Abänderung der Ver- 
waltungsvorschläge haben, dass sie vielmehr daran inter- 
e-siert sind, um der Bewertung ihrer Aktien willen, die 
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offiziell nicht ausgesprochenen Gründe der Abschreibungs- 
poli'ik in helles Licht zu rücken. Die Hotelbetriebs-A- G. 
verdient ihrer ganzen Konstruktion nach auch die sorg- 
fälligste Beobachtung der Oeffentlichkeit, weil diese 
Konstruktion von grundsätzlicher Bedeutung für unser 
Aktienwesen ist. In der General-Versammlung fiel das 
Wort, dass bei der Hotelbetriebs-A-G. ein Zweiaugen- 
system im Au'sichtsrat herrsche Mit diesem Schlagwort 
ist die behertschende Stellung des Geheimen Kommerzien- 
rates Leopold Koppel angedeutet, aber ihr Charakter 
ist damit nicht erschöpft. Geheimrat Koppel übt bei der 
Hotelbetriebs-A-G. nicht nur die Herrschaft des Gross- 
aktionärs und Bankiers aus, sondern die Gesellschaft 
dient auch seit ihrer Gründung durch einen Pachtvertrag 
dem Interesse Koppels. Die Hotelbetriebs-A- G. 
Jahre 1897 von Koppel gegründet worden, um das Central- 
hötel und die mit ihm räumlich verbundenen Betriebe: 
Cafe, Wintergarten, Heidelberger und Läden von der 
Eisenbahn-Hotel-Gesellschaft zu pachten. Einziger Aktio- 
när der Eisenbabn-Hotel-Gesellschaft ist Geheimrat 
Leopold Koppel. Der Miets- und Pachtvertrag für diese 
Stammunternekmungen der FHotelbetiiebs-A.- G. sichert 
der Leopoli Koppelschen Eisenbahn-Hotel- Gesellschaft 
bis zum Jahre 1935 eine steigende, von der Konjunktur 
und den Betriebsergebnissen unabhängige Rente. Von 
1912 - 1916 beträgt die Pachtsumme jährlich 985000 WM, 
von 1916—1935 jährlich 1 Mill. A. Ausserdem ist ver- 
einbart für den Fall, dass die mitvermieteten Läden des 
Zentralhotelgıundstücks sowie da: Vestibül in der Friedrich- 


ist im 


strasse und gewisse Schaukastenflächen in der Zeit nach 
dem 1. April 1917 einen höheren Mieisertrag als 280000 0 
jährlich abwerfen sollten, die Vermieterin, d. b. die Eisen- 
bahn-Hotel-Gesellschaft, Anspruch auf die Hälfte dieses jähr- 
li hen Mehrertrages hat. Auf diese Weise sind die Ge- 
heimrat Koppel gehörigen Aktien der Eisenbahn-Hotel- 
Gesellschaft mit einer sicheren selbst vom Kriege nicht 
zu erschütternden Rente ausgestattet, während das ganze 
Risiko des Hotel- und Restaurationsgeschäftes auf die im 
Publikum untergebrachten Aktien der Hotelbetriebs-A.-G. 
abgewälzt worden ist. Man darf diesen Ursprung der 
Hotelbetriebsgesellschaft nicht aus dem Auge verli:ren, 
wean man ihre weitere Expansion betrachtet. Die Hotel- 
betriebsgesellschaft hat von Anfang an recht stattliche 
Dividenden verteilt. Bereits im zweiten Betriebsjahr 
wurden 12 % verteilt, 1905 wurden 18 % und darauf 
drei Jahre hintereinander 20 % verteilt. Dann erfolgte ein 
Rückgang auf 15, 9 und 10 %. Die Ausschüttung reich- 
licher Dividenden kam der Gesellschaft bei ihren ver- 
schiedenen Kapitalserhöhungen zugute. Bei der Erwer- 
bung des Hotel Bristol, beim Ankauf d.s Grundstücks 
Unter denLinden 2 und endlich beim Erwerb des Bellevue- 
Hotels konnten dank der hohen Dividenden neue Aktien 
mit hohem Agio ausgegeben werden. Der höchste Emis- 
sionskurs wurde im Jahre 1905 mit 271 % erreicht. Das 
Kapital der Hotelbetriebsgesellschaft ist von uisprünglich 
2 Mill. A allmählich auf 9,5 Mill. % Stammaktienkapital 
und 2,8 Mill. . Vorzugsaktienkapital angewachsen, Die 
Emissionen mit hohem Agio haben es mit sich gebracht, 
dass in der Bilanz der Hotelbetriebs-A.-G. auch ein 
stattlicher Rese vefonds Er ist nicht 
weniger als 6,79 Mill. % angewachsen. Dieser Betrag 


erscheint. auf 


steht aber seinem Ursprung entsprechend ausschliesslich 
als ordentliche Reserve zu Buche, er kann also nur zur 
Deckung einer Unterbilanz verwendet werden. Da die 
Hotelbetriebs-A.-G. von jeher ein Instrument in den 
Händen des Geheimrat Koppel gewesen ist, so tauchte 
bei den diesjährigen Vorschlägen von Millionenabschrei- 
bungen begreiflicherweise sofort die Frage auf, welche 
Absichten verfolgt der Geheimrat Koppel mit dieser 
Bilanzpolitik, die in einem weitgehenden Pessimismus hin- 
sichtlich der Aussichten des Berliner Hotelgeschäftes ihre 
äussere Begründung fand. Nach den Diskussionen der 
Generalversammlung ist es nicht mehr schwer, die Frage 
mit einiger Sicherheit zu beantworten. Das Bankhaus 
Koppel & Co. vertrat iader Generalversammlung 3313000.# 
an Aktien. Der aus den früheren Emissionen stammende 
Aktienbesitz ist zweifellos in absehbarer Zeit nicht zu den 
Preisen, die er gekostet hat, verkäuflich. Um diesen 
Aktienbesitz rentabel oder zu gutem Kurse verkäuflich zu 
machen, muss die Hotelbetriebs-A.-G. möglichst bald 
wieder zur Ausschüttung hoher Dividenden gebracht 
werden. Die Aktiven der Gesellschaft sind zum Teil ohne 
Zweifel abschreibungsbedürftig. Man müsste bei normaler 
Bilanzierung zum mindesten einen grossen Teil der Be- 
triebsgewinne in den Jahren nach Beendigung des Krieges 
zu Abschreibungen verwenden. Das würde die baldige 
Wiederaufnahme von Gewinnausschüttungen hindern oder 
wenigstens die Höhe der Dividenden sehr schmälern. Nun 
gibt es ein Mittel, die Abschreibungsbedürfnisse für die 
Zukunft wesentlich zu vermindern. Das ist die Auflösung 
eines Teiles des aus Agio stammenden ordentlichen Re- 
servefonds. Die Gelegenheit zu dieser Auflösung ist nur 
gegeben, wenn ohnedies keine Gewinnausschüttung in 
Frage kommt, denn nur eine Unterbilanz kann aus dem 
ordentlichen Reservefonds gedeckt werden. Diese Ge- 
legenheit hat das Kriegsjahr gebracht, und die Verwaltung 
der Hotelbetriebs-A.-G. will sie durch die Millionenab- 
schreibung mit der Motivierupg „Arpassurg an den Ertrags- 
wert“ gründlich ausnützen. Sie ebnet durch diese Nutzbar- 
machung der ordentlichen Reserve den Weg zu baldigen neuen 
Dividenden. Die innere Kraft der Gesellschaft wird durch 
diese Umbuchung der ordentlichen Reserve nicht ver- 
ändert, ihre Erhöhung in der Zukunft eher gehemmt. 
Den Aktionären, die baldige Dividenden und damit ver- 
bundene Kurserholur gen erhoffen, wird diese Politik aber 
gar nicht so unangenehm sein wie, sie im Augenblick tun. 
Deshalb erscheint es auch, wie erwähnt, 
scheinlich, dass die opponierenden Aktionäre letzten Endes 
der Abschreibungspolitik zustimmen werden. Wesentlich 
war es für sie durch die Debatten klar zu stellen, dass 
die radikalen Abschreibungen mehr um der Konstruktion 
als um der wirklichen 


wahr- 


der Hotelbetriebsreserven willen, 
Entwertung der Aktiven willen vorgenommen werden. 
Ohne diese Feststellung würde der Kurs der Aktien im 
freien Börsenverkehr ins Bodenlose sinken, und ein Ver- 
kauf der Aktien zu übertrieben billigen Preisen würde 
zum Schaden der kleinen Aktionäre höchsiens dem Gross- 
aktionär, der seine Vorarbeit für die künftige Dividenden- 
politik kennt, allein Nutzen bringen. Die Betrachtung der 
Verhältnisse der Hotelbetriebs-A.-G. lehrt deutlich, dass 
zur Beurteilung von Aktien ein Blick in die Bilanz und 
den Geschäftsbericht der Gesellschaft nicht ausreicht. Nicht 
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immer ist es der einzige Zweck der Aktiengesellschaft, 
ihren Aktionären Gewinne zu bringen. Die Aktienform 
macht das Unternehmen oft zum Instrument eines Finanz- 
künstlers. In solchen Fällen gewinnen die Ziffern der 
Bilanz erst Leben, wenn man an Hand der Geschichte 
der Gesellschaft weiss, wer auf dem Instrument spielt. 

Herr Geheimer Fi- 
nanzrat Bastian- 
Darmstadt schreibt 
mir: „Der Mieterschutzverein Frankfurt hat zur Frage der 
Miet- und Hypotheken-Zinszahlung nach einem in den 
Tageszeitungen erschienenen Bericht (vergl. auch Frank- 
furter Zeitung Nr. 347, II. Morgenblatt) sich dahin schlüssig 
gemacht, dass besondere Unterstützungsmittel aufzubringen 
seien, um bedtängten Mietern die Erfüllung ihrer Plichten 
zu erleichtern. Um solche Mittel zu gewinnen, seien in 
erster Linie Hypothekengläubiger mit einer — einmaligen — 
Zwangsabgab2 zu belegen, für welche eine Höhe von 
1/,0/, als zulässig angenommen wird. Den Verfassern 
dieser Vorschläge scheint eine Vermögensabgabe vorge- 
schwebt zu haben. Sie sind dabei aber — nicht als die 
einzigen — einem Irrtum unterlegen, soweit ihr Vorschlag 
auch diejenigen Hypothekengläubiger umfasst, welche ledig- 
lick eine Vermittlerrolle ausüben, indem sie das von ihnen 
aufzunehmende Geld den Hausbesitzern auf Hypothek 
ausleihen, Da also eine Schuld in gleicher Höhe gegen- 
übersteht, ist das „Vermögen“, von dem ein Teil geopfert 
werden soll, gar kein Vermögen. Der Steuersatz von 
1/,%/, beträgt mehr als der organisierte Hypothekenkredit 
netto abwirft, das Doppelte oder ein Mehrfaches der 
Zinsspannung vieler gemeinnütziger Austalten, und er ist 
höher als der Brutto-Jabresertrag aus Reserven und Zins- 
spannung bei einer Anzahl von Hypothekenaktienbanken. 
Was will es demgegenüber für alle diese Anstalten eigent- 
lich heißen, wenn man ihnen die Zinseinnahmen, herrührend 
aus den Mieteinnahmen ihrer Schuldner, zwecks Aufrecht- 
erhaltung des Piandbriefzinsendienstes sicherstellen will“ 
Den neunten Teil dieser Brutto-Einnahmen will man ihnen 
ja nebmen, und es ist gar uicht sicher, ob alle rückständigen 
Anleiher aus der Unterstützung so viel erhalten, dass die 
Hypothekenbanken voll befriedigt werden. Denkt man 
sich die Deckung der Steuern ais den Reserven, so würden 
— bei Hypothekenaktienbanken — durchschnittlich nicht 
weniger a's Dreiviertel () der gesetzlich vorgeschriebenen 
Reserve bearsprucht werden. Aber nicht allein gegen 
die Höhe des Steuersatzes hat sich Widerspruch g ltend 
zu machen, sondern gegen den Gedauken überhaupt, als 
ob man mit dem Steuervorschlag bisher geschontes Ver- 
mögen treffe. Es ist gar keine Frage, dass die Durch- 
gangsstellen für Hypothekenkapitallon die ihnen auferlegten 
Lasten auf diejenigen abwälzen wüssen, für welche sie 
Vermittler sind. Da es sich von selbst verbietet, die 
Geldgeber (Piandbriefkäufer, Depositengläubiger) heran- 
zuziehen, so bleibt nichts anderes übrig, als die Anleiher 
zu belasten, also diejenigen, die Schulden machen müssen, 
und welche doch gerade unterstützt werden sollen! 
Versicherungsgesellschaften, die bekanntlich den Hauptteil 
der Prämienreserven (die keine freien Reserven sind) in 
Hypotheken angelegt haben, müssten ihre Dividenden, die 
sie auf die Versicherungsprämien gewähren, gewaltig her- 
absetzen, Sparkassen ihre Ablie’erunger an die Kommunen 


Zuschüsse zur Hypotheken- 
zins- und Mietenzahlung. 


einstellen, wenn sie nicht gar ihre Reserven ausschütten 
und die Steuer aus ausgeliehenem Kapital decken wollen. 
Gar nicht bedacht scheint zu sein, dass mit solchen Auflagen 
der organisierte Hypothekenkredit verteuert wird. Oder 
glaubt man, sich darüber hinwegsetzen zu können? Alle 
die in dem Steuervorschlag erwähnten Hypothekengläubiger, 
welche dem organisierten Hypothekenkredjt angehören, 
werden auch Rückstellungen und starke Abschläge auf 
ihren Effektenbesitz auszugleichen haben, was alles über- 
sehen wird. Kurzum, die Verfasser jener Entschliessung 
haben sich kurzerhand von dem Reiz der grossen Zahl 
gefargennehmen lassen (26 Milliarden Hypotheken-, Ver- 
mögen“) ohne zu bedenken, dass dies nicht Vermögen 
derjenigen ist, welche es verwalten.“ 

Mir wird geschrieben: „Im 
Plutusheft vom 7. Juli (S. 282) 
veröffentlichen Sie eine Zu- 
schrift zur Habilitations-Ordnung für die Handelshoch- 
schule Berlin, welche die im Einvernehmen mit dem 
Dozenten-Kollegium der Handelshochschule erlassene und 
von den zuständigen Ministerien genehmigte Habilitations- 
Ordnung grundsätzlich billigt, trotzdem aber die Aeltesten 
der Kaufmannschaft von Berlin in einer Weise kritisiert, 
die auf eine tiefe Verärgerung schliessen lässt. Eine ver- 
ärgerte Kritik pflegt aber in der Regel alles weniger als 
objektiv zu sein. Wenn die Handelshochschule Berlin 
auf gleichem Range mit anderen Hochschulen stehen will, 
so muss sie auch insbesondere in Uebereinstimmung mit 
den anderen Handelshochschulen für die Zulassung von 
Privatdozenten den Doktorgrad grundsätzlich verlangen. 
Was speziell die Privatdozenten der Privatwirfschaftslebre 
betrifft, so muss ein tüchtiger Privatwirischaftler so viel 
Volkswirtschaft und Jurisprudenz verstehen, dass es keine 
Härte bedeutet, wenn erwartet wird, dass er in einem 
dieser Fächer den Doktorgrad erwirbt, um so weniger, als 
ihm an keiner Hochschule verwehrt wird privatwirtschaft- 
liche Themata für die Doktor-Dissertation zu wählen. Die 
jüngere Generation der Privatwirtschaftler hat auch wohl 
durchweg den Doktortitel erworben, ohne dass es nötig 
wäre, den in der Zuschrift erwähnten Weg des „Doktor der 
Tucotogie“ zu wählen. Praktisch erledigt sich aber die ganze 
Frage dadurch, dass ein Privatwirtschaftler auch obne 
Doktorgrad zugelassen werden kann, wenn das Dozenten- 
Kollegium der Ansicht ist, dass der Bewerber auch ohne 
dr: Ablegung des Doktorexamens die notwendige wissen- 
schaltliche Qualifikation für die Bekleidung eines Lehr- 
amtes an einer Hanlelshochschule mit sich bringt. Hat 
das Dozenten-Kollegium dem Bewerber die Befähigung als 
Privatdozent zuerkannt, so beschliessen die Aeltesten 
der Kaufmannschaft, nach Anhörung des Grossen Rates 
der Handelshochschule, über die Zulassung als Privatdozeni. 
Die hämischen Bemerkurgen des Verfassers darüber, ob 
die Aeltesten der Kaufmannschaft in der Lage sind, über die 
wissenschaftliche Qualifikation des Bewerbers zu urteilen, 
erledigen sich dadurch, dass die Aeltesten der Kaufmann- 
schaft das Recht haben, Dozenten im Hauptamte und 
Dozenten im Nebenamte zu ernennen, und dass sie von 
diesem Rechte in so vielen Fällen mit gutem Erfolg Ge- 
brauch gemacht haben, dass ihre Qaalifikalion, auch über 
die wissenschaftliche Befähigung eines Privatdozenten sich 
ein Urteil zu bilden, um so weniger bestritten werden 


Privatdozenten an 
der Handelshochschule. 
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kann, als zur Grundlage dieses Urteils nicht nur die gut- 
achtliche Aeusserung des Dozenten-Kollegiums ihnen zu 
Gebote steht, sondern die gutachtliche Aeusserung des 
Grossen Rates der Handelshochschule, in welchem ausser 
vier hauptlichen Dozenten der Handelshochschule vertreten 
sind je ein Vertreter des Handelsministeriums und des 
Kultusministeriums, ein Vertreter der Universität Berlin 
und ein Vertreter der Technischen Hochschule Berlin- 
Charlottenburg. In Köln entscheidet das Kuratorium der 
Hochschule, in Frankfurt bedarf es der ministeriellen Be- 
stätigung. Zur Beurteilung eines Handelshochschullehrers 
kommen neben der wissenschaftlichen Qualifikation 
noch andere Gesichtspunkte in Betracht. Wenn aber der 
Verfasser der Zuschrift den Aeltesten der Kaufmannschaft 
unterstellt, dass sie sich in ihrer Beschlussfassung von der 
politischen Stellung des Bewerbers leiten lassen könnten, 
so haben die Aeltesten der Kaufmannschaft in der Zu- 
sammensetzung des Lehrerkollegiums eine so weitgehende 
politische Vorurteilslosigkeit bewiesen, dass für dieAufwerfung 
dieses Bedenkens jegliche Unterlage fehlt Wenn der Verfasser 
die Frage aufwirft, ob die Aeltesten inzwischen gelernt 
haben, dass man die Männer der Wissenschaft nicht so 
behandeln und bewerten darf wie Handelskammersekre- 
täre oder wie die kaufmännischen Argestellten der Kor- 
porationsherren, so werden die Handelskammersekretäre 
sich mit Recht verbitten, gegenüber den Männern der 
Wissenschaft in eine inferiore Stellung gedrückt zu werden. 
Männer der Wissenschaft sind aus dem Kreise der Handels- 
kammersekretäre hervorgegangen und Männer der Wissen- 
schaft haben es nicht unter ihrer Würde erachtet, 
die Stellung eines Handelskammersekretärs jahrelang zu 
bekleiden und sehr viele Handelskammersekretäre können 
sich Männern der Wissenschaft gleichwertig zur Seite 
stellen. Ebenso deplaziert ist der Vorwurf, dass die 
Korporationsherren d. h. die angesehensten Firmen Berlins 
ihre Angestellten schlecht behandeln. Wenn schliesslich 
im vorigen Jahre unter unrichtiger Darstelluug des wirk- 
lichen Sachverhalts ein Streik an der Handelshochschule 
Berlin provoziert worden ist mit der Losung „Gefährdung 
der akademischen Lern- und Lehrfreiheit“, so haben die 
Aeltesten der Kaufmannschaft die Genugtuung gehabt, dass 
die Vertreter der Studentenschaft und der Dozentenschaft 
anerkannt haben, dass in keinem Falle die Lern- und 
Lehrfreiheit seitens der Aelıesten verletzt worden ist. 
Und die Ausführungen des Direktors der Münchener 
Handelshochschule Prof. Dr. Bonn haben zur Genüge 
bewiesen, dass die grundsätzlichen Auffassungen der 
Aeltesten über den Zusammhang von Lehrfreiheit und 
lebenslänglicher Anstellung in angesehenen wissenschaft- 
lichen Kreisen geteilt werden. Statt die Aeltesten der 
Kaufmannschaft in unberechtigter Weise anzugreifen, sollte 
man doch die grossen Verdienste hervorheben, die diese 
Körperschaft sich dadurch erworben hat, dass sie mit den 
erbeblichsten Opfern eine Hochschule für die Kaufmann- 
schaft ins Leben gerufen und damit um den kaufmänni- 
schen Nachwuchs sich die allergrössten Verdienste er- 
worben hat.“ 
= 3 * 

Ich möchte ia den Streit der beiden Herren Ein- 
Ich möchte mir nur ein paar 
Ich glaube, der 


sender nicht eingreifen. 
grundsätzliche Bemerkungen erlauben. 
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Herr Verfasser der obigen Zuschriſt übersieht etwas, was 
für die ganze Frage recht wesentlich ist. Tatsächlich 
verlangen allerdings die meisten Hochschulen den Doktor- 
grad als Voraussetzung für die Habilitation. Aber bei 
fast allen diesen Hochschulen ist das derjenige Grad, den 
sie ja selbst verleihen können. Dagegen liegt die Sache 
bei der Handelshochschule doch etwas anders, als sie vor 
der Hand nicht berechtigt ist, den Doktortitel zu ver- 
leihen, dahingegen den Titel Diplomkaufmann oder diplo- 
mierter Handelslehrer verleihen darf. Es wäre nun doch 
wohl reichlicher Erwägung wert gewesen, ob die Handels- 
hochschule nicht ihre eigenen Grade, mindestens aber die 
Befähigung zum diplomierten Handelslehrer hätte grund- 
sätzlich für genügend erachten sollen zur Habilitation. 
Ich weiss wohl, dass Ausnahmen zulässig sind, aber die 
Regel wird doch jedenfalls sein, dass derjenige, der die 
Handelshochschule absolviert hat, die dort erworbenen 
Grade nicht als Grundlage für eine Lehrtätigkeit an 
der Hochschule machen kann. Ich möchte übrigens viel 
weniger Gewicht auf die Titelfrage legen. Mir erscheint 
viel wichtiger die Frage des Abiturientenexamens. Man 
verlangt von dem Habilitationskandidaten nach der neuen 
Habilitationsordnung nicht nur den Nachweis über den 
erlangten Doktortitel, sondern sogar den Nachweis über 
das Abiturium. Nach den neueren Promotionsordnungen 
der deutschen Universitäten ist ja das Abiturium überall 
die Voraussetzung für die Erlangung des Doktortitels. Es 
werden da jetzt wobl auch nech Ausnahmen gemacht 
werden. Aber in prinzipieller Hinsicht scheint es mir 
doch sehr wichtig zu sein, dass gerade eine Hochschule, 
die zur Aufnahme auf das Abiturientenexamen verzichtet 
und sich mit dem Berechtigungsschein für den einjährig- 
freiwilligen Dienst begnügt, den alten Zopf des Abituriums 
in ihre Habilitationsordnung einfügt. Ich möchte hier nicht 
missverstanden werden: Selbstverständlich ist für den 
Lebrer an der Handelshochschule das denkbar grösste 
Mass von Bildung gerade hoch genug. Und ich möchte 
natürlich keine Lehrer auf den Lehrstühlen der Handels- 
hochschulen wissen, deren Bildungsgrundlagen unter denen 
der Abiturienten unserer höheren Schulen stehen. Den 
Zopf sehe ich vielmehr in dem ganzen System des Bildungs- 
ausweises, das in Deutschland herrscht. Während in 
Amerika und teilweise auch in England jeder, der ein 
Examen machen will oder irgendeine Berechtigung erlangen 
will, ein bestimmtes Mass von Bildung durch ein Aufnahme- 
examen nachweisen muss, genügt bei uns dieser Nachweis 
im Examen nicht, sondern der Kandidat hat auch den 
Nachweis zu erbringen, dass er den ein für allemal vor- 
geschriebenen Weg für die Erlangung seiner Bildung ge- 
gangen ist. Als Folge davon ergibt sich der merkwürdige 
Zustand bei uns, dass jemand, der aus irgendwelchen 
Gründengezwungen war, vor der Erlangung des Abiturienten- 
zeugnisses die Schule zu verlassen, ein für allemal aus 
der akademischen Laufbahn ausgeschaltet ist. Die wenigen 
Fälle, in denen die in Frage kommenden Persönlichkeiten 
in der Lage waren, das Abiturium nachzuholen, kommen 
kaum in Betracht, denn es ist ja hinlänglich bekannt, wie 
schwierig es ist, in späteren Jahren das Abiturium nach- 
zumachen. Vor allem werden gerade diejenigen Leute, 
die im späteren Leben sicb eine umfangreiche wissen- 
schaftliche Bildung erworben haben, eine wissenschaftliche 


Bildung, die zum Teil aufbaute auf den in der praktischen 
Tätigkeit erworbenen Kenntnissen, weder die Zeit noch 
sonst die Möglichkeit gehabt haben, das Abiturium nach- 
zuholen. Es war deshalb eine sehr löbliche Ausnahme, 
dass einzelne Universitäten den Doktorgrad bei guten 
wissenschaftlichen Leistungen auch ohne die Voraussetzung 
des Abituriums verliehen. Möglicherweise ist mit diesen 
Ausnahmebestimmungen auch hier und da Unfug getrieben 
worden. Aber jetzt hat man sie ganz radikal beseitigt und 
damit der wissenschaftlichen Auslese keinen guten Dienst 
erwiesen. Denn es ist eine bekannte Tatsache, dass unter 
den wissenschaftlich besonders befähigten Hochschul- 
lehrern — im Ausland ist das ja heute noch der Fall — 
sich eine ganze Reihe von Persönlichkeiten befinden, die 
auf Grund dieser Ausnahmebestimmungen zur Lehrtätig- 
keit gelangten. Mir scheint, es wäre eine würdige Auf- 
gabe der Handelshochschulen gewesen, sich hier eine 
Sonderstellung zu verschaffen. Sie haben ja auf das 
Abiturium als Aufnabmebedingung wohlweislich um des- 
willen verzichtet, weil ein grosser Teil der jungen Kauf- 
leute aus Gründen, die ausserhalb ihrer Fähigkeiten liegen, 
das Abiturium nicht aufweisen kann. Für die Zwecke 
des Handelshochschulstudiums ersetzt die verlangte minde- 
stens zweijährige kaufmännische Tätigkeit bei Nicht- 
abiturienten durchaus das fehlende Abiturium. Nun hat 
die Erfahrung bereits gezeigt, dass eine ganze Reihe von 
jungen Kaufleuten die Hande‘shochschule bezieht, um 
sich eine bessere Vorbildung für die zukünftige kauf- 
männische Praxis zu erwerben. Dass dann aber bei 
diesen jungen Leuten plötzlich der Drang zur Wissen- 
schaft erwacht, dass sie sich von den verschiedenen Pro- 
blemen, die sie zum erstemal an der Hochschule kennen 
lernen, angezogen fühlen. Sie stehen an wissenschaft- 
licher Tüchtigkeit dem Studierenden der Universität 
durchaus nicht nach. Sie würden auch das denkbar beste 
Material für zukünftige Handelshochschullehrer bilden. 
Warum erschwert man diesen Elementen die Habili- 
tation? Ich weiss natürlich, dass nach der Habilitations- 
ordnung Ausnahmen zulässig sind Ich nehme auch an, 


dass man nach Möglichkeit solche Ausnahmen machen 


wird. Aber warum dokunfentiert man das von vornherein 
nicht in den schriftlichen Bestimmungen? Es wäre durchaus 
dem Geist der Handelshochschulen angemessen gewesen. 
Herr Kommerzienrat Franz 
Dessauer - Aschaflen- 
burg schreibt mir: „In der Nummer Ihrer Zeitschrift vom 
7. Juli 1915 (Doppelnummer 27/28) findet sich auf Seite 
281 ff. in der Rubrik Umschau eine Betrachtung „Der 
Generaldirekior“, die sich — wenn auch ohne Namens- 
nennung, ausgen. I. Spalte Seite 282 — auch mit meiner 
Person beschäftigt. Ich muss demgegenüber darauf hin- 
weisen, dass ich niemals, weder tatsächlich noch rechtlich, 
zur alleinigen Vertretung der Aktiengesellschaft für 
Maschinenpapierfabrikation berechtigt war, sondern stets 
nur Mitglied des Vorstandes gewesen bin uni als 
solches Kollektivvertretung besass. Somit kam mir weder 
der Titel eines Geseraldirektors noch dessen tatsächliche 
Stellung zu, so dass Ihre Parallele mit der A. E. G. und der 
Orenstein & Koppel — Arthur Koppel Aktiengesellschaft 
nicht zutrifft. Di auch in der Tagespresse mir trotz 
wiederbolter Richtigstellung unter Berufung auf das Press- 


Der Generaldirektor. 


ge-etz harinäckig die Ee eickru g eines Generald rektors 
gegeben wurde, werden Sie verstehen, dass ich gegenüber 
Ihren Ausführungen auf Richtigstellung Wert legen muss, 
und bitte demgemäss um entsprecherde Veröffentlichung 
an gleicher Stelle Ihrer Zeitschrift. Es kann ferner in 
keiner Weise davon gesprochen werder, dass ich „all- 
gewaltig“ über die Geschicke des Unterrehmens verfügt 
habe, vielmehr lag und liegt auch heu e noch die Aufgabe 
der Leitung eines so grossen Werkes daıir, mit den, wie 
ich glaube, von mir richtig erkannten Problemen fertig 
zu werden, welche sich in der Zellstoff- und Papierindustrie 
Deutschlands mehr und mehr auftürmter, und welche 
naturgemäss anck bei der quantitativ sich hebenden Pro- 
duktionskraft der Aschaffenburger Unternehmen auftraten. 
Meinen Standpunkt habe ich in der Generalversammlung 
vom 22. Juni dargelegt.“ 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Die Barzeichnungen für die englische Kriegsanleihe 
sind geschlossen, und wenn auch die genaue Ziffer noch 
nicht fes'stekt, so lässt sich, doch das ungefähre Ergebnis 
sckon sicher übersehen. Eine gewaltige Zahl ist es, die 
gezeichnet worden ist, und doch. wenn wir in unserer 
letzten Betrachtung die Erwartung eines grossen Erfolges 
ausgesprochen haben, müssen wir beute gestehen, dass 
sich diese Vorausseizung nicht bestätigt hat. Etwa 
580 Mill. Pfund sind als Resultat aus den Ausseruugen 
des Finanzministers und der englischen Presse zu ent- 
nehmen, zweifellos, wie schon oben gesagt, eine gewaltige 
Summe. Aber der absolute Eindıuck der Zahl verfliegt 
sofort, wenn man das Ergebnis misst an dem Apparat, 
der dafür aufgeboten war, an den Bedingungen, die den 
Zeichnern geboten wurden, und wenn mau die Bedürfnisse 
in Betracht zieht, dıe aus vergangenen und kommenden 
Ausgaben der Deckung harıen. 

Die Zeichnungen, welche bisher vorliegen, sind als 
reine Barsubskriptionen zu betrachten, und die Operation 
der Konverlierung der älteren Anleihen, welche den Zeich- 
nern nunmehr freisteht, wird erst im August und Sep- 
tember folgen. Mit diesen Umwandlungen wird der Betrag 
der reuen Anleihe um mehrere hundert Millionen Pfund 
steigen, das geldliche Resultat aber wird hierdurch nur 
ganz minimal beeinflusst werden, da nur von den Zeichnern 
Zahlung von 5% zu 
leisten ist. vollen Umtausch an, 
so würden hierdurch nur etwa 17 Mill. Pfund hinzu- 
kommen, so dass also alles in allem die dem Staatsschatz 
zufliessende Barsumme den Bet:ag von 600 Mill. knapp 
erreichen wird. Hiervon werden etwa 330 Mill. zur Til- 
gung kurzfristiger Verpflichtungen verwendet werden müssen, 
sc dass der verbleibende Rest, wenn man einen täglichen 
Bedarf an Kriegsausgaben von 3 Millionen Pfund an- 
nimmt, der neuen Anleihe nur etwa bis Anfang Oktober 
ausreichen wird. Hierbei ist aber nur das gerechnet, was 
England selbst an Aufwendungen zu machen hat, die Be- 
dürfuisse der Verbündeten, denen gegenüber England die 


der ersten Kriegsanleihe noch eine 
Nimmt man selbst deren 


Taschen keineswegs verschliessen kann. werden zweifellos 
1 9 x 4: . ” 
alür sorgen, dass schon zu einem wiel früheren Termine 
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die Geldsorgen an das englische Schatzamt Wie ler heran- 
treten. 

Ist daher das Resultat in seiner Bedeuturg ſür die 
Finanzierung des Krieges auf der gegnerischen Seite nur 
als mässig anzusehen, so muss seine Einschätzung vom 
Standpunkte des englischen Finanzprestiges noch viel ge- 
ringer ausfallen. England hat seinem Sparkapital und 
der neutralen Welt ein Angebot gemacht, das unter 
völliger Verlengnung der bisherigen überragenden 
Stellung seines Staatskredits Vorteile bot, welche eine 
Finanzmacht ersten Ranges ihren Gläubigern noch niemals 
geboten hatte; es hatte mit diesem Angebot eine völlige 
Revolutionierung des Anleihemarktes der City herbei- 
geführt, die Milliardenverluste für das englische Kapital 
blosslegte; es batte schliesslich eine Entwicklung inaugu- 
riert, die das Fundament seiner Weltstellung im Ueber- 
seehandel. den Diskontmarkt Lombardstreets, seiner 
Leistungsfähigkeit berauben musste. Alles das geschah, 
um einen Erfolg zu eızielen, ebenso beispiellos, wie die 
Aufwendungen, die dafür gemacht waren, wie die Er- 
rungenschaften, die dafür geopfert wurden. Wenn es 
auch von den englischen Staatsmänneın wohlweislich ver- 
mieden wurde, Zahlen des Erfolges zu nennen, die ihnen vor- 
geschwebt haben mögen bei der Schaffung solcher Anleihe- 
bedingungen, so kann man doch aus dem ganzen Zuschnitt 
der Emission, aus der gewaltigen Propaganda, die für sie 
gemacht wurde, erkennen, dass hier mehr beabsichtigt 
war. als die Erlangung von 600 Millionen Pfund, einer 
Summe, die das „arme“ Deutschland bei seiner zweiten 
Kriegsanleibe zu mehr als drei Vierteln schon erreicht 
hatte. Es sollte eben ein Erfolg werden, der den Feldzug 
wirtschaftlich schon entschied, ein Resultat, das die finan- 
zielle Leistungsfähigkeit Englands für jede Ausdehnung 
und jede Dauer des Krieges ausser allen Zweifel stellte, 
Das ist keineswegs erreicht worden, obgleich ausser der 
englischen Kapitalkraft noch diejenige der gesamten neu- 
tralen Welt bis in die fernsten Länder aufgerufen war. 

Es scheint übrigens, dass gerade die Erwartungen, 
die sich in dieser Beziehung an das Ausland knüpften, 
nur in sehr geringem Masse in Erfüllung gegangen sind. 
Und gerade Amerika, dessen Englandsympathien die 
höchsten Wellen schlagen, wo es gilt, die Profite für 
Heereslieferungen einzustreichen, scheint bei der Be- 
teiligung an der Anleihe recht spröde gewesen zu sein. 
Hier aber liegt eine der herbsten Enttäuschungen der 
Herren in London, muss doch die Plazierung einer eng- 
lischen Schatzscheinanleibe in Dollarwährung, die bisher 
aus Prestigegründen noch immer verworfen wurde, nun- 
mehr ernstlich ins Auge gefasst werden. Wie gering übrigens 
die Beteiligung des Auslandes an der englischen Anleihe ge- 
wesen sein muss, kann man daraus ersehen, dass auf dem De- 
visenmaıkt keinerlei Veränderungen zugunsten der englischen 
Valuta in ihrem Verhältnis zu den neutralen Devisen ein- 
getreten ist. Wenn auch die Einzahlungen erst später zu 
erfolgen haben, so würde doch bei grösseren Zahlungs- 
ver pflichtungen nach London die durch starke Auslands- 
zeichnungen bevorstehen, ein Refle auf dem Devisenmarkt 
schon zu erkennen gewesen sein. 

Ebenso scheint die Hoffnung vorläufig fehlzuschlagen, 
dass die im Zusammenhang mit der Zeichnung eingetretene 
Versteifung der Diskontsätze in Lomhardstreet unmittelbar 


Plulus-Merktaſel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


2 G- Hr Deutsche Gold- und Silberscheide- 


270% anstalt. 
G. V.. Portland- Cemeni- u. Wasser kalk- 
e werke Mark, Schlossbrauerei Schöne- 
121 En berg, Terrain - Ges. Neu- Westend, 
s fo München, Justus Bergbau- Ges. 
Freitag, 
23. Juli 
2178 a 
2 || Reichsbankausweiıs. — Bankausweis New 
Zannatend, | York. — G. V.: Alphons Custodis Akt.- 
2¹ jea Ges., Pomona Diamanten- Ges., Ost- 
lz o | afrikanische Compagnie. 
montag, | 
26. Joli | @.-V.: Zellstofffabrik Waldhof. 
3%, | 
Dienstag, 
27. Juli G.-V.: Elektra, Akt.-Ges, Dresden. 
4°, 


Mittwoch, | @.-V.: Werschen - Weissenfelser Braun- 


28. juli | koblen-Akt,-Ges., Casseler Federstahl- 
4% | Industrie Hirsch. 
Ironage-Beiicht. — Bankausıeis London, 
ch Paris. — G.-V.: Hedwigshütte Anthracit- 
Aal u. Kohlenwerke, Norddeutsche Ma- 
le schinen- n. Waggonfabıik Bremen. 


Freitag, G.-V.! Zuckerfabrik Diıschau, Poncet 
30. Juli Glashüttenwerke. 


Bankausweis New York. — C.- F., Ober- 
schlesische Portland-Cement- u. Kalk- 
Sonnabend, werke, Deutsche Hotel- Akt.-Ges., Katto- 
31. Juli wWilzer Akt.-Ges. f. Bergbau u. Eisen- 
hüttenbetrieb, Riebeck Montanwerke, 
Maschinenfabrik Westfalia. 


Reichsbankaus weis. — Juli- Ausweise 
| Grosse Berliner Strassenbahn, Allge- 
meine Berliner Omnibus-Ges., Elek- 


Montaz, trische Hoch- u. Untergrundbahn, Ham- 
2, August burg-Altonaer Centralbahn, Hamburger 
Strassenbahn. — G. P. Zuckerfabrik 
Rastenburg. 
3 | Duurings Kaffeestatistik. — @.-V.: Tief- 
Dienstag, | pau. Gea Ci Centralbank 
3. August tür Eisenbahnwerte. 


— 
Verlosungen: 


1. August: Augsburger 7 Gld. (1864), 
3% Belgische Comm.-Credit 100 Fr. 
(1868), Braunschweiger 20 Tir. (1868), 
Bulgarische Rote Kıenz (1912), 3½% 
Köln-Mindener 100 Tlr. (1870), Se 
Oesterreichische 500 Gld. (1860), 23,,%, 
Pariser 400 Fr. (1905), Roubaix u. 
Toucoing 50 Fr. (1860), Sachsen- 
Meininger 7 Gld. (1870), Türkische 
400 Fr.-Eisenbahn (1870), 3% Verviers 
100 Fr. (1873). 


1) Die Markfafel gibt dem Wertpapierbesitzer Über alle für ihn 
Wiehtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Los ziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Aursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sieh auf den Tag genau nieht bestimmen 
Unter dem Datum steht immer der Privatdiskont in 
vom selben Tag des Vorjahres. 


306 — 


eine günstige Rückwirkung auf den amerikanischen Wechel- 
kurs ausüben werde. Trotzdem der Privatsatz für Drei- 
monatswechsel fast 5 Y erreicht hat. hält sich die Notierung 
für Kabel- Transfert noch immer auf dem beinahe niedrigsten 
Stande. der in der jetzigen Krisis erreicht wurde. Die 
steife Tendenz des englischen offenen Marktes wird ver- 
mutlich mit dem Beginn der Anleiheeinzahlungen sich noch 
weiter verschärfen, da die Last der Zeichnungen in noch 
viel stärkerem Umfange, als man es bisher annahm, den 
Clearingbanken zugefallen ist, welche diegrössten Diskonteure 
in Lombardstreet waren. Schon werden Stimmen laut, 
welche eine Diskonterhöhung der Bank von England 
voraussehen. die sich mit ihrem heutigen Satze dem 
Wechselansturm der Depositenbanken nicht genügend 
erwehren kann. 

Die Gestaltung der Valuta bereitet auch den Ver- 
bündeten Englands immer steigende Sorgen. Frankreich 
sieht die Bewertung seiner Währung am Weltmarkt immer 
geringer werden, wie es ja der Abhängigkeit der Waren- 
versorgung vom Auslande und der rapiden Steigerung 
des Notenumlaufs durchaus entspricht. In der Not ist man 
jetzt auf die viel verspoltete deutsche Methode verfallen, 
eine Propaganda zur Hergabe festgehaltener Barsummen 
und namentlich thesaurierter Goldbeträge an die Banque 
de France einzuleiten. Man wendet sich hier zunächst 
an die-grossen sozialen Organisationen und die führenden 
Erwerbsgesellschaften, bei denen man über die Einsperrung 
bedeutender Summen Bargeldes genau unterrichtet ist. 
Hier sorgen der moralische und teilweise auch materielle 
Druck für etwas Erfolg, der sich wohl einige Zeit fori- 
setzen dürfte. Der letzte Ausweis der Banque de France 
spiegelie diese Bemühungen schon wieder, und auch die 
folgenden werden vermutlich noch davon profitieren. Es 
wird aber im wesentlichen darauf ankommen, ob das 
französische Privatpublikum, in dessen Händen das Gold 
hauptsächlich zurückgehalten wird, diesem Appell an seinen 
Patriotismus folgen wird, nachdem es sich bisher so wenig 
geneigt gezeigt haite, seine Kriegsbegeisterung auch mit 
dem Portemonnaie zu betäligen. 

Inzwischen wird der Zusammenbruch der russischen 
Valuta immer vollkommener. Selbst das verbündete Eng- 
land bewertet den Rubel heut etwa 35% unter der 
normalen Relation. Auch in Petersburg ist man krampf- 
haft bemüht, Gold heranzuziehen, um die Fundierung des 
rapide steigenden Notenumlaufes der Staatsbank (bereits 
3700 Mill. Rubel) nicht zu rasch schwinden zu sehen. Es 
wird versucht, die Goldproduktion in Sibiren zu heben, 
was bei den mangelhaften technischen Hilfsmitteln aller- 
dings schwierig ist, sodann aber das Fin anzministerium 
auf ein kurioses Mittel verfallen, um lie Goldbestände aus 
dem Publikum zn locken, das zwar der Eigenart nicht 
entbehrt, dafür aber recht bedenklich ist. Die Kreditkanzlei 
stellt den Einreichern von Gold trotz des gewaltigen Auf- 
geldes der fremden Devisen ausländische Zahlungen zum 
Parikurs zur Verfügung, d. h. mit andern Worten, sie stellt 
von Amts wegen die Existenz eines enormen Goldagios fest, 

Am deutschen Devisenmarkt haben die letzten Wochen 
weiter keine Verschärfung der Valutenknappheit gebracht, 
es ist im Gegenteil für nordische Devisen, in denen zei - 
weise der stärkste Mangel Lerrschte, ein empfindlicher 


Kursıüie gang eingetreten, Justus, 
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Antworten des Herausgebers. 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buc 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von 


handlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
der Sortiments-Abtellung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Der Herausgeber des Plutus erteilt grundsätzlich keine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen sowie 


über die Qualität von Wertpapieren. 


nach eingehender Erkundigung bei Sachverständigen erteilt. 
Leistung des Herausgebers, für die er keinerlei vertragliches Obligo übernimmt. 


A. B. Döbeln. Anfrage: „Für die Beantwortung 
folgender Fragen wäre ich Ihnen sehr verbunden: 1. Name 
und Sitz der Treuhand- und Revisionsgesellschaften, die 
in Deutschland als Aktiengesellschaften oder als Geseli- 
schaften m. b. H. bestehen und ihr Verhältnis zu einzelnen 
Banken oder Bankgruppen. 2. Gibt es solche Gesell- 
schaften als offene Handelsgesellschaften’ 3. Gibt es 
Verzeichnisse der in Deutschland tätigen Bücherrevisoren ? 
4. Welche Werke unterrichten eingehend über die Treu- 
hand- und Revisionsgesellschaften im allgemeinen und 
über die Technik im besonderen? Wo finde ich einzelne 
Aufsätze? Ist Ihnen diesbezügliche ausländische Literatur 
bekannt? 5. Welche Handelshochschulen bieten besondere 
Vorlesungen über dieses Gebiet?“ 

Antwort: 1. Der Internationale Volkswirt vom 10., 
17. und 24. September 1911 enthält einen Aufsatz von 
Dr. Paul Gerstner über die deutschen Treuhandinstitute, 
dort finden Sie auf S. 608 die gewünschten Angaben. 
2. Im Aufsatz voa Gerstner wird (S. 633) eine Revisions- 
gesellschaft in der Form einer offenen Handelsgesellschaft 
erwähnt. 3. Die Handelskammer Magdeburg hat ein Ver- 
zeichnis der von den amtlichen Handelsvertretungen beeid. 
und öffentl. angest. Bücherrevisoren herausgegeben. Dies 
Verzeichnis ist allerdings, wie mir mitgeteilt wird, nicht 
mehr sehr brauchbar, da es aus dem Jahre 1908 stammt. 
4. Walter Nachod, Treuhänder und Treuhandgesellschaften 
ia Grossbritannien, Amerika und Deutschland. Tübingen 
1908 H. Laupp'sche Buchhandlung M 4,20 (Ergänzungs- 
heft 28 der Zeitschrift für die gesamte Staats wissenschaft) 
R. Beigel, Lehrbuch der Buchführung und Bilanzreviston, 
2. Aufl. Dresden 1914 Kühtmann M 9,50. „Revision“ 
Treuhand A.-G., Iustruktion für die Revisoren der Gesell- 
schaft, Ernst Römer, Die Bücherrevisoren - Praxis in 
Deutschland und England. Berlin 1905 E. E. Römer’s 
Verlag M 5,—. C. Porzig, Die Technik der Bücher- und 
Bilanzrevision, Stuttgart 1913, Muth’sche Buchhandlung 
M 1,—. Der Verband Deutscher Bücherrevisoren hat 
ausserdem eine Reihe von Vorträgen herausgegeben, die 
durch Rossberg, Schulze & Weickert, Leipzig, zu beziehen 
siad. Aufsätze finden Sie 2. B.: Zeitschrift für Handels- 
wissenschaft u. Handelspraxis, Zeitschrift für Buchhaltung, 
Zeitschrift für handelswissenschaftliche Forschung und in 
den Fachzeitschriften. Wichtigere Aufsätze sind in den 
zitierten Büchern angeführt, das gleiche gilt von der aus- 
ländischen Literatur, auf die besonders Nachod verweist. 
5. An den Handelshochschulen Leipzig und Köln befinden 
sich besondere Einrichtungen zur Ausbildung von Bücher- 
revisoren, über die die Hochschulen Auskunft erteilen. 

Oesterreicher. Anfrage: „Wenn man den Leit- 
artikel Ihres Blattes vom 12.5. liest, und den des Econo- 
misten, eines unserer grössten Blätter, vom 7. d. M., dann 
findet man zwischen beiden den sehr geringen Unter- 
schied, dass der eine nämlich vollinhaltlich gut und der 
andere ebenso schlecht ist. 

Recht haben Sie, wenn Sie vor einer Einigung warnen 
(Ihre Warnung war leider umsonst); recht, wenn Sie 
konstatieren, dass die Aktien aller mit der Kriegführung 
in Zusammenhang stehenden Gesellschaflen in unsinniger 
Weise in die Höhe getrieben worden sind, sehr recht, 
wenn Sie die Frage nahelegen, ob nicht die Schliessung 
des ganzen Börsenverkehrs gebotener scheint als das 
weitere Gewährenlassen, dass durch die Mitwirkung der 
Berliner Grossbanken der Börsenhandel eine besondere 
Weihe bekommt, der offizielle Börsenbetrieb vergrössert 
sowie dadurch auch die Spekulalion an Raum gewinnt 
und viele andere Gründe mehr, die Sie sehr richtig ins 
Treffen führten und die selbst jeden Laien einleuchtend 


Alle hier wiedergegebenen Auskünfte sind nach bestem Wissen und eventuell 
Die Auskunfterteilung ist jedoch eine durchaus freiwillige 


sind mit Ausnahme natürlich dem Economisten des österr. 
Blattes. 

Ich weiss wirklich nicht, ob es sich da lohnt, mit 
dem Artikel des Economisteu vom 7. d. M. in der Hand, 
eine sehr geehrte Redaktion mit Fragen zu belästigen! 

1. Sowohl in Ihrem Blatte vom 12. d. M. als auch 
im zitierten Economisten vom 6. d. M. wird gleichsam 
als Sicherstellung gegen eine UDeberwucherung des Börsen- 
verkehrs, die Tatsache angeführt, dass trotz Beteiligung 
der Grossbanken auch weiterhin jegliche amtliche Fest- 
stellung der Werte fehlen wird. — Es ist wohl wahr: 
durch das Fehlen amtlicher Wertfeststellungen mag der 
Börsenverkehr Einschränkungen erfahren, aber andererseits 
können die Banken „ebenso“, wie Sie ganz richtig in Ihrem 
Blatte von den Bankiers sprachen, auch diese, sich auf 
das Fehlen des offiziellen Kursblattes stützend, ihr 
Publikum übervorleilen. Stimmt das? 

2. Was versteht eine sebr geehrte Redaktion darunter: 
die Augaben der Banken im Börsenverkehr beschränken 
sich auf die „äusserliche Schilderung“, „höchstens auf die 
Spannweite der Steigerung“ oder „des Rückganges einzelner 
Papiere“? (So heisst es im Economisten dieses Blattes). 

3. Weiter wird angeführt: In der Neuerung (Mit- 
beteiligung der Grossbanken) kommt daher die Ueber- 
zeugung zum Ausdruck, dass die Zeit für eine solche 
weitere Ausgestaltung des „Effektenverkehrs reif sei“. 
Das kann natürlich nicht stimmen. Was anderes kanu 
also nach Ansicht emer sehr geehrten Redaktion den 
Staat bewogen haben, die Mitbeteiligung der Beiliner 
Banken am Börsenverkehr zu gestatten“ Ist wirklich, wie 
der Economist schreibt, „der Zweck nun erreicht, die 
heimischen Ersparnisse vollständig für die Aufbringung 
der Kriegskosten, für die grossen Kriegsanleihen zu 
sichern“? Und hat deshalb die deutsche Staatsverwaltung 
den Beitritt genehmigt? 

4, Wie stellt sich schliesslich eine sehr gechrte 
Redaktion zur Behauptung des Economisten; „Vielleicht 
wird die Beteiligung der Banken am Aktienhandel in ihrer 
Art wieder die Vorbereitung für neue staatliche Kredit- 
bedürfnisse bilden, wenn die Aktien besitzende Kund- 
schaft die Arme frei bekommt?“ 

5. Ich erlaube mir noch hinzuzufügen, dass das in 
einem anderen österreichischen, rein finanziellen Blalte 
erschienene Argument: „Eine Beteiligung der Bankkunden 
und vor allererst der Banken selbst hätten ein ausgleichen- 
des Element in einen Markt gebracht“, so wie dieses: 
„Sobald der Staat nicht mehr darauf angewiesen ist, alle 
verfügbaren Zahlungsmittel durch Kriegsanleihe einzu- 
ziehen, kann man dem Börsenverkehr freiere Entfaltung 
gestatten, wenn nur. Die einzigen sind, die viel- 
leicht welche Berechtigung dem Entschlusse der Gross- 
banken bieten, aber dieses „Wenn...“ Das ist es ja 
eben: Natürlich kann die Beteiligung der Grossbanken 
„ausgleichen“, auch der allzu grossen Geldflüssigkeit steuern, 
aber, wo ist die Möglichkeit, zu verhindern, dass die Mit- 
beteiligung der Grossbanken mit der Zeit, über ihre wohl- 
tätige Wirkung hinaus, äusserst schädlich werden? Habe 
ich nicht recht? 3 

6 Was denkt eine werte Redaktion von dem Gedanken 
in jener Zeitschrift, die ich eben apostrophierte, zu finden?: 
„Und glaubt man den Markt jetzt auf noch breitere Basis 
stellen zu sollen, dann ist eigentlich die natürliche Folge, 
dass die Kurse wieder amtlich festgestellt werden mit 
dem Verbot der Kursnotierungen in der Presse und der 
Versendung privater Kursberichte.“ 

7. Wenn England seine Anleihe um den vollen Betrag 
beleihen lässt, Deutschland um 75 %, Oesterreich um 


— 


85 %,, was kann das anderes als einen Prestigezweck ver- 
folgen, d. h. der breiten Masse des Gegners einen Riesen- 
erfolg vorzutäuschen. Ich bitte eine sehr geehrte Redak- 
tion, es wohl zu verstehen, ich nehme die Frage nur rein 
„akademisch“ und nicht speziell, ica weiss sehr wohl, 
dass in Deutschland z. B. die Darlehnskassen in ver- 
schwindend geringem Masse in Anspruch genommen 
wurden, in einem Masse, der keinen Vergleich mit dem 
kolossalen Ergebnis gestattet und den wirklich immensen 
Erfolg nicht im geringsten schmälert, so wird es, glaube 
und hoffe ich, auch mit der österreichischen Anleihe sein. 
Aber das Prestige kann selbst kaum für die Dauer leben. 
Denn es werden wohl immer von der gegnerischen Seite 
die ganze Publizistik und Journalistik aufgeboten um, 
möglichst noch. weit übertrieben, allen klar zu tun, dass 
der kommende oder sich schon gebotene Erfolg beim 
Feinde nur ein leerer Scheinerfolg dieses Staates ist. Ja 
noch mehr: Man stützt sich eben auf diese Verfügung, 
und die so geringe Beteiligung der Darlehnskassen ganz 
einfach ableugnend, sagt England seinen Zeitungslesern: 
85%, der deutschen Kriegsanleihe ist gar nicht eingezahlt. 
Und das zu dem vollen Erfolg einer Kriegsanleihe, der 
doch in dem jetzigen Kriege so unendlich notwendig ist, 
auch der Schrecken des Feindes angesichts dieses grossen 
Erfolges massgebend ist, dünkt mich, ist ohne Zweifel! 
Habe ich recht? 

8. Auch die anderen Wertpapiere Deutschlands, 
Oesterreichs und, denke ich, auch Englands (ist das letzte 
zichtig ?) werden mit einem hohen Prozentsatz zum Zwecke 
einer besonders starken Beteiligung an den Anleihen 
belehnt. Das bringt dem Käufer der Anleihen einen er- 
höhten Zinsengewinn, denn der Lombardzinsfuss ist nie- 
driger als der der Kriegsanleihe. Diese Mobilmachung 
der in Anlagewerten liegenden Gelder haben ja wohl ihre 
berechtiglen Gründe, wıe auch leider dadurch die Zinsen- 
last des Staates gewaltig steigt. Besonders sehen wir das 
bei der neuen englischen Kriegsanleihe. Wenn auch 
dieser Umstand vornehmlich bei der Konversion von 
Konsols, alter Anleihe in neue Kriegsanleihe weniger 
auftritt. Der österreichische „Volkswirt“ vom 26. pto. 
findet, dass „£ 300 2 ½ % Konsols umgetauscht, zu rund 
£ 200 4½ % Kriegsanleihe einen jährlichen Mehrgewion 
von £ 1!/, abwirft.“ Der Verfasser sieht auch einen 
plausiblen Grund, warum das der englische Finanzminister 
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verfügte, Es ist auch richtig, dass in „diesem Vorgehen“, 
wie der österreichische „Volkswirt“ sagt, so wie auch 
sicherlich in den Verordnungen über Lombardierung der 
deutschen und österreichischen Effekten gewiss eine im- 
posante „Grosszügigkeit“ liegt. Aber spielt da nicht 
auch das Prestige hinein, möglichst viel Kriegsanleihe zu 
zeichnen? Denn in Wirklichkeit rühren diese „Noten“, 
die aus dem Erlös der Lombardierung durch Zeichnung 
der Kriegsanleihe dem Staate zuströmen, von einer Staats- 
kasse selbst? Stimmt das? 

9. Durch Beleihung von Wertpapieren und Immo- 
bilien wird alles was Kapital repräsentiert „kolossal“, wie 
es ja bei einer „allgemeiren Zahlungspflicht“ (Helfferichs 
wahres Wort) notwendig ist, herangezogen, aber, frage 
ich, erwächst dadurch der Sicherheit der Kriegsanleihe 
und damit auch dem Staate indirekt keine Gefahr” Mo- 
bilien sind doch viel rascher und einfacher in flüssiges 
Geld umzusetzen, wenn es nottut, als Wertpapiere oder 
gar Immobilien? Auch ist die Entwertung in krisenhaften 
Momenten bei Wertpapieren und vornehmlich unbeweg- 
lichen Gütern eine manchmal kolossale. Wie leicht kann 
die Kriegsanleihe eben durch beide Arten von Lombar- 
dierung in Mitleidenschaft gezogen werden? Es ist auch 
wahr, je grosszügiger eine Aktion ist, desto grössere Ge- 
fahren schliesst sie in sich. Aber ich will ja gar nicht 
bekritteln, sondern nur fragen. 

Antwort: Ich halte es nicht für zweckmässig, zu 
einzelnen Sätzen aus längeren Artikeln einer Handelszeitung 
Stellung zu nehmen. Es können dabei ohne Kenntnis des 
Zusammenhanges zu leicht Irrtümer unterlaufen. Wenn 
Sie deshalb in Zukunft Aufklärungen über derartige Artikel 
wünschen, bitte ich Sie, mir die in Frage kommenden 
Zeitungen einzusenden. Was die Fragen 1—6 über den 
Börsenverkehr in der Kriegszeit anbelangt, so kann ich 
Sie nur auf die verschiedenen im „Plutus“ (S. 186 ff., 231 ff., 
273ff.) erschienenen Artikel zu diesem Gegenstand hin- 
weisen. Zur Beantwortung der Fragen 7, 8, 9 verweise 
ich Sie auf meine Erläuterung des Darlehnskassensystems 
S. 127#. des „Plutus“. Gegen Entstellungen der Verhält- 
nisse durch die feindliche Presse gibt es keinen Schutz. 
Die Furcht vor derartigen Lügen kann aber niemals ein 
Grund sein, zweckmässige Einrichtungen nicht zu schaffen. 
Ueber die Umtauschvorschriften bei der englischen Anleihe 
habe ich mich S. 269 ff. des „Plutus“ geäussert. 


Plutus-Archiv. 


Generalversammlungen. 
(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 
termin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. Der Ort ist der 
Generalversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


Aachener A.-G. zur. Unterstützung hilfsbedürf- 


tiger Personen männlichen Geschlechtes, Aachen, 
2.8, — 8. 7. „ Adlerbrauerei A.-G., Münnerstadt, 
20. 7, 23. 7, 5. 7. „ A.-G. Apollinarisbrunnen 
vorm. Georg Kreuzberg, Neuenahr, Sl Nik I 
C0 Nee, 2 Mr a 
er ns SEunden 20% 8., 2. 8., 15. T 
A-G. Pranzburger Kreisbahnen, Semlow, 27. 7., 
2335 e Südbahn, Sem- 


EFT für Federstahl 
Industrie vormals A, Hirsch & Co., Cassel, 28. 7., 


e Alice) 1. Ligi, 
Berlin, 30. 7., —, 7. 7. e Akt.-Ges. Niederschel- 
dener Hütte, Niederschelden, 2. 8., 90 12. e 0 
A-G. Schlossbrauerei Schöneberg, Berlin-Schöne— 


Dere e De A.-G. Vogel, Kaysers- 
ee le oe Tr 7. % A-G. Tonwerke 
Wübbenhorst, Delmenhorst, 28. 123° T., 9. 7. „ 
A.-G. Zoologischer Garten, Elberfeld, 23. 7., —, 


7. 7. e Actien-Zuckerfabrik Bockenem, Bockenem, 
A e 10. 7. e Actien-Zuckerfabrik Linden- 
Hannover, Linden, 21. 7., —. 2 7. e Actien-Zucker- 
fabrik Watenstedt, Watenstedi, 26. 7, —, 3. 7. è 
Actien-Zuckerfabrik Wismar, Wismar, 26. de —, 
9. 7. e Aktieselskabet Hafslund, Hafslund bei Sarps- 
borg, 30. 7., 21.:7., 15. 7. e Autoräder- und Felgen- 
fabrik Max Mering A.-G., Ronneburg, 26. 7, —, 
24. 0. 
Barmer Bade - Anstalten, Barmen, 22. TA 

2. 7. e Bayerische Braunkohlen-Industric, Wackers- 
dorf, 31. 7, 28. 7, 7. 7. e Benz & Cie, Rhel- 
nische Automobil- & Motorenfabrik A.-G., Mann- 
heim-Luzenberg, 27. 7., 23. 7., 30. 6. e Bergedorf- 
Gessthachter Eisenbahn- A.-G., Hamburg, 27. 7., 
235 Tre Billinge Igoe A.-G. für Bau- und 
Kunsttischlerei, Karlsruhe, 31. 7., 28. 7., 7. 7. e 
Buckower Elektrizitätswerk A.-G., Buckow, 31. 7, 
e ee e 


Centralbank für Eisenbahnwerthe, Berlin-Dahlem, 
3. 8. JI 7 IO enen tabuk zus eOs 
ningen, Braunschweig, 29. 7., 25. 7., 10. 7. e Cre- 
felder Heere f 


Deutsche Edelsteingesellschaft vormals Hermann 
Wild e Bern He Vetsele 
Hotel-A.-G., Berlin, 31 7, 28 ff, e Deutsche 
Oxhydrie A.-G., Mannheim, 30. 7. 20. 7. a 
Dinglersche Maschinenfabrik A.-G., 
29. 7. 25. 7., 5. 7. e Düsselkämpchen Bau-A.-G., 
Düsseldorf, 30. 7., 28. 7., 5. 7 

Elberfelder Bodengesellschaft A.-G., Essen- 
Ruhr. 30, 7, „10 7. e Fleetra A=. Dresden 
% le) Electmailätswerk KGiperz 
leben A.-G., Erfurt, 20. 7., 16. 7., 3. 7. e Elsässische 
A.-G. f. Buchhandel 


u. Publicität vorm. A. Ammel, 

Strassbiues KE BSD 
Favorite-Record A.-G., Berlin, 29. 7., 25. 7., 
3. 7. „ Feld-Kraftwagen-A.-G., Berlin, 3. 8, —, 
15. 7. e Flensburger Schiffsbau-Ges., Flensburg, 


7. 8., 28. 7., 15. 7. e Freie Grunder Eiscnbahn-A.-G., 
Frankfurt a. M., 2. 8., 29. 7., 5. 7. Fürstenberger 


Porzellanfabrik, Höxter, 26. 7., 24. 7., 5. 7. 
Gas- und Electricitätswerke A- G., Bremen, 
31. 7., 28. 7. 9. 7. „ Gas- und Electricitätswerke: 


Sa 0n Werl, aS 
und Electricitäts-Werke Senftenberg A.-G., Bremen, 
21. 7. 17. 7, 2. 7. e Gas- und Electricitätswerke 
nie e , . 


werk Hersbruck A.-G., Bremen, 31. 7., 29. 7. 
12. 7. „ Gas-, Wasser- und Hlectricitäts- Werke 
Mörchingen A-G., Metz, 30. 7., 27. 7, 3. 7. % 


Gesellschaft für Handel und Schiffahrt, Kommandit- 
Gesellschaft auf Actien, Hamburg, 2. 8., 30. 7., 
6. 7. e Granitwerke Steinerne Renne A.-G., Han- 
TORE EDEN TASK 

Handelsbank- A.-G., Cöln, 7. 8., ET) 
Hannoversche Terrainges. A.-G., Hannover, 4. 8., 
1. 8., 12. 7. e Harbker Kohlenwerke Harbke, Harbke, 
30. 7.. 27. 7., 7. 7. e Ilarburger Eisen- und Bronze- 
Werke N e a lcdn 
wigshütte Anthracit-, Kohlen- und Kokeswerke 
James Stevenson A.-G., Stettin, 29. 7., —, 5. 7. e 
Heinsberger Lehranstalt für Korbflechterei, Heins- 
berg, 2. 8., —, 12. 7. e Julius Hennger, Wirkwaren- 
fabrik A- G. Dresden 3.230 
kulesbahn A.-G., Cassel-Wilhelmshöhe, 31. 7., 27. 7., 
12. 7. e Hohenlohewerke A.-G., Hohenlohehütte, 
6.8. 3. 8, 14. 7. e Hotelbetriebs-A.-G. Conrad 
Uhls Hotel Bristol—Centralhotel, Berlin, 7. 8., 3.8., 
18. 


> 


Jenaer Electricitätswerke A.-G., Jena, 20. 7., 
160 Ste 
Kaliwerke Salzdetfurth A.-G., Berlin, 7. 8., 


4. 8., 7. 7. e Kieler: Brauhaus Jacobsen & Co. A.-G., 
Wie 6. 7., e Kleinbahn A.-G. Wolmir- 
stedt-Colbitz, Wolmirstedt, 31. 7., 27. 7., 6. 7. e 
Kraftversorgung Lothringen A.-G., Mannheim, 24. 7., 
17. T> 2. 7. e Kriegskreditbank Elberfeld A.-G., 
Eesti 22 11%, 2 . 

Leipzig-Anhalter Hautwollfabrik Haesloop & Co. 


r SON me: 
beck-Segeberger Eisenbahn-A.-G., Lübeck, 3. 8. 


Si Te 150 eder N Ga Maschinen- 
fabrik und Kesselschmiede, Darmstadt, 31. 7., —, 
18 


C. G. Maier, A.-G. für Schiffahrt, Spedition 
und Commission, Mannheim, 30. 7., —, 24. 6. è 
Malmedy-Werke A.-G., Aachen, 28. 7., 24. 7. 9.1. 


e Maschinenfabrik „Westfalia“ A.-G., Essen, 31.7., 
—, 8. 7. Maschinenindustrie Ernst Halbach A.-G., 
Düsseldorf, 31. 7., 26. 7., 28. 6. e Mechanische 
Flachsspinnerei, Bayreuth, 3. 8., —, 15. 7. e Mech. 
Zwirnerei Heilbronn vorm. C. Ackermann & Cie., 
Sontheim, 23. 7, —, 5. 7. e Mecklenburg-Pom- 
mersche Schmalspurbahn, A.-G., Berlin, 30. 7., 
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Zweibrücken. 


26. 7. 10. 7. e Mitteldeutsche Automaten- A.-G., 
Berlin, 30. 7., 26. 7., 12. 7. e Moore Licht K -G. 
1 eee 8. 7. Moscl-Grundbesitz- 
„ r e 
e Ta A re 
Muelhauser Strassenbahn A.-G., Mülhausen i. Els, 
e e eie 

Norddeutsche Bau-A.-G. vormals E. & C. Koer- 
ner i. Liqu., Bütow i. Pom., 26. J., 23. 7. 3. 7. „ 
Norddeutsche Handelsbank A- G., Geestemünde, 
24. 7., 21. 7, 2. 7. e Norddeutsche Waggonfabrik 
een Ma Alp len Sul. 

Oberrheinische Kraftwerke A.-G., Freiburg ı. B., 
28. 7., 24. 7., 5. 7. e Oldenburger Möbelmagazin, 
Oldenburg, 24. 7., 21. 7., 10. 752 

Passauer mechan. Papierfabrik A.-G. a. d. Erlen, 
Passau, 30. 7., —, 12. 7. e Petuelsche Terrain-Ge- 
sellschaft A.-G., München, 24. 7., 20. Ta 3. 7. 0 
Plauener Kunstseidenfabrik A.-G. I. Liqu., Plauen 
F 300 m TAN Ke Mon Poncet Glas- 
hüttenwerke A.-G., Cottbus, 30. 7., 28. 7., 5. 7. 
Porzellan-Industrie-A.-G. Berghaus, Gera - Reuss, 
28. FT 24. 144 54274 er Vrestorverke „AG Gem 
ai 

Rheinische Lederwerke 


een 


7. 8., 3. 8, 12. 7. e Rheinisch- Westfälische Bank 
für Grundbesitz, Essen- Ruhr, 30. 7., —, 10. 7. „ 
A. Riebecksche Montanwerke A.-G., Halle a. d. S., 
HAT 28 TR TI ei de Wienenbeupgen, , 


für Bijouterie- & Kettenfabrikation, Pforzheim, 27. 7., 
23. % 51! 

Salpeterwerke Gildemeister A-G., Bremen, 2. 8. 
31. 7., 14. 7. e Sendzig-Hotel A.-G., Charlottenburg, 
31. 7., 29. 7., T. 7. e Singer & Co., Nähmaschinen- 
E oS a. 

Schwarzburger Papierzellstofffabrik Richard 
Wolff A -@ Fenin 20.1, 225 15530 0: 

Strassenbahnen Mülhausen Ensisheim-Witten- 
heim A G, Mülhausen i. Els., 6. 8., 5. 8., 12. 7. 
e Stuttgarter Bäckermühle Actien-Gesellschaft, Ess- 
lingen 720,7. 2510 07 

Tellus, A.-G. für Bergbau und Hüttenindustrie, 
Frankfurt a. M., 5. 8, 1. 8, 9. 7. e Tiefbau- und 


Kälteindustrie A.-G. vorm. Gebhardt & Koenig, 
Nordhausen, 3. 8, —, 9. 7. e Tonwerk Schopf- 
heim A.-G., Schopfheim, 22. 7., 19. TERM UN ® 


„Trugfrei“ Verlags-Actien-Gesellschaft, Berlin, 29 
10972 

Ungemach, A.-G., Els. Conservenfabrik & Im- 
port-Gesellschaft, Strassburg i. Els., 27. T., 24. 7, 
gt 

Vereinigte Berliner Kohlenhändler - A.-G., Ber- 
in, 2. 8., 29. 7. 8. 7 Vereinigte Kunstmüblen 
Landshut A-, München, 28. 7., 24. 7. 23. 6. © 
Vereinsparkettfabrik A.-G., Metzdorf, 31. 7., „ 
12. 7. e Vorschuss-Verein Neustadt a. Aisch A.-G., 
Neustadt a. Aisch, 8. 8., —, 10. 7. 

Waggonfabrik Jos. Rathgeber A.-G., München- 
Moosach, 6. 8., 31. 7., 14. 7. e Weilerthaler Baum- 
wollspinnerei A.-G. (Filature de coton du Val de 
Ville société anonyme), Brombach, 27. 7., 23. 7., 
26. 6. e Werschen-Weissenfelser Braunkohlen-A.-G., 
Halle a d DIE 8 6 Westdeutsche 
Kalkwerke A.-G., Cöln, 29. 7., —, 7.7. e R. Wolf 
Act.-Ges., Magdeburg, 28. 7., 24. 7., 9. 7. e Württ. 
Leinen- Industrie, Blaubeuren, 27. 7., 22. 7. 1. 7. 

Zellstofffabrik Waldhof, Mannheim, 26. 7., 
22. 7., 5. 7. e Zuckerfabrik Camburg A.-G., Cam- 
burg, 24. 7., . e Zuckerfabrik Dirschau, 
Dirschau, 31. 12. 7. e Zuckerfabrik Har- 
sum, Harsum, 22. 7., —, 6. 7. Zuckerfabrik Neu- 
teich, Neuteich, 29. 7., 26. 7., 5. 7. Zuckerfabrik 
Obernjesa, Obernjesa, 23. 7., —, 7. 7. » Zucker- 
fabrik Rastenburg, Rastenburg, 2. 8., —, 12. 7. è 
Zuckerfabrik „Rheingau“ Worms A.-G., Worms, 
24. 7., 20. 7. 5. 7. e Zuckerfabrik Wreschen, 
Wee . . 


a 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: 0 urt E i sield in Berlin. 


